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A -
Runderlasse und Mitteilungen

der Landesregierung
und der obersten Landesbehörden

619 Umstufungen
von Landesstraßen und Gemeindestraßen

in der Stadt Tönisvorst

Der Minister für Stadtentwicklung ,
Wohnen und Verkehr des Landes NW
IIIB 5 - 11- 13/259- 7855/85

Düsseldorf , den 5 . Dezember 1985

Im Gebiet der Stadt Tönisvorst , Stadtteil St . Tönis ,
Kreis Viersen , Regierungsbezirk Düsseldorf , hat
sich aufgrund von Straßenbaumaßnahmen die Ver¬
kehrsbedeutung von Landes - und Gemeindestraßen
geändert .

A . Abstufungen
Folgende Landesstraßenabschnitte werden mit Wir¬
kung zum 1 . Januar 1986 gemäß § 8 Abs . 3 des
Straßen - und Wegegesetzes des Landes Nordrhein -
Westfalen (StrWG NW ) zu Gemeindestraßen ( § 3
Abs . 4 StrWG NW ) in der Baulast der Stadt Tönis¬
vorst abgestuft :

L 362
1 ) von Netzknoten 4604 013

nach Netzknoten 4604495
Station 0,000 bis Station 0,669 ( Länge : 0,669 km )

L 379
2 ) von Netzknoten 4604 499

nach Netzknoten 4604498
Station 0,000 bis Station 1,319 ( Länge : 1,319 km )

L475
3 ) von Netzknoten 4604 497

über Netzknoten 4604496,4604 048,4604013
nachNetzknoten4604014 (Gesamtlänge : 2,548km )

B . Aufstufungen
Folgende Gemeindestraßen werden mit Wirkung
zum 1 . Januar 1986 gemäß § 8 Abs . 3 StrWG NW zu
Landesstraßen (§ 3 Abs . 2 StrWG NW) aufgestuft :
4 ) von Netzknoten 4604 070

nach Netzknoten 4604 498
Station 0,000 bis Station 0,829 ( Länge : 0,829 km )
zur L 379

5) von Netzknoten 4604497
nach Netzknoten 4604 070
Station 0,000 bis Station 1,117 (Länge : 1,117 km )
zur L475

Die vorhandene Landesstraße 475
6) von Netzknoten 4605113

nach Netzknoten 4604 014
wird in Landesstraße 379 umbenannt .

\j ^
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Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Mo¬
nats nach öffentlicher Bekanntmachung Klage beim
Verwaltungsgericht in Düsseldorf , Bastionstraße 39,
4000 Düsseldorf , erhoben werden . Die Klage ist
schriftlich zu erheben . Sie kann auch bei dem Ver¬
waltungsgericht zur Niederschrift des Urkundsbe¬
amten der Geschäftsstelle erklärt werden . Wird die
Klage schriftlich erhoben , so sollen ihre Abschriften
(zwei ) beigefügt werden . Falls die Frist durch das
Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt wer¬
den sollte , so würde dessen Verschulden dem Kläger
zugerechnet werden .

Abi . Reg . Ddf . 1985 S . 355

620 Umstufungen
von Landesstraßen und Gemeindestraßen

in der Stadt Duisburg

Der Minister für Stadtentwicklung ,
Wohnen und Verkehr des Landes NW
HIB 5 - 11- 11/74- 7881/85

Düsseldorf , den 10 . Dezember 1985

Im Gebiet der Stadt Duisburg , Regierungsbezirk
Düsseldorf , hat sich die Verkehrsbedeutung von
Teilstrecken der Landesstraßen 155, 237 und 473 ge¬
ändert .
Die Streckenabschnitte der L 155
1 ) „Hooverstraße "

von Netzknoten 4406 004
nach Netzknoten 4406 021
Station 0,325 bis Station 0,854 ( Länge : 0,529 km ) ,

der L 237
2 ) „Grabenstraße "

von Netzknoten 4506 014
nach Netzknoten 4506 015
Station 0,814 bis Station 1,124 ( Länge : 0,310 km )

und der L 473
3 ) „Krefelder Straße "

von Netzknoten 4606 049
nach Netzknoten 4506 006
Station 3,023 bis Station 3,456 (Länge : 0,433 km )

werden gemäß § 8 Abs . 3 des Straßen - und Wegege¬
setzes des Landes Nordrhein -Westfalen (StrWG
NW) mit Wirkung zum 1 . Januar 1986 zu Gemeinde¬
straßen (§ 3 Abs . 4 StrWG NW) in der Baulast der
Stadt Duisburg abgestuft .
Gleichzeitig werden gemäß § 8 Abs . 3 StrWG NW die
Gemeindestraßen
4 ) „Dr .-Hans -Böckler -Straße "

von Netzknoten 4406 004
nach Netzknoten 4406 021
Station 0,325 bis Station 0,805 ( Länge : 0,480 km )
zur L 155,

5) „Karl -Lehr -Straße "
von Netzknoten 4506 014
nach Netzknoten 4506 083
Station 0,814 bis Station 1,035 ( Länge : 0,221 km )
zur L 237 und

6 ) „Schwarzenberger Straße "/ „Friedrich -Ebert -
Straße "
von Netzknoten 4606 049
nach Netzknoten 4506113
Station 3,023 bis Station 3,429 ,

von Netzknoten 4506113
nach Netzknoten 4506 006
Station 0,000 bis Station 0,15

(Gesamtlänge : 0,563 km )
zur L 473 aufgestuft .

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Mo¬
nats nach öffentlicher Bekanntmachung Klage beim
Verwaltungsgericht in Düsseldorf , Bastionstraße 39 ,
4000 Düsseldorf , erhoben werden . Die Klage ist
schriftlich zu erheben . Sie kann auch bei dem Ver¬
waltungsgericht zur Niederschrift des Urkundsbe¬
amten der Geschäftsstelle erklärt werden . Wird die
Klage schriftlich erhoben , so sollen ihre Abschriften
( zwei ) beigefügt werden . Falls die Frist durch das
Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt wer¬
den sollte , so würde dessen Verschulden dem Kläger
zugerechnet werden .

Abi . Reg . Ddf . 1985 S . 356

B.
Verordnungen ,

Verfügungen und Bekanntmachungen
des Regierungspräsidenten
Allgemeine Innere Verwaltung

621 Öffentlich rechtliche Vereinbarung
zwischen dem Kreis Viersen und der Stadt Kempen
über die Errichtung einer Kreis - und Stadtbücherei .

Der Regierungspräsident
31 .14 .01 - 24

Düsseldorf , den 10 . Dezember 1985

Der Kreis Viersen ,
vertreten durch den Oberkreisdirektor Heinz -Josef
Vogt und den Kulturdezernenten Dr . Leo Peters
- nachfolgend Kreis genannt -
und die Stadt Kempen ,
vertreten durch den Stadtdirektor Klaus Hülshoff
und den Beigeordneten Peter Landmann - nachfol¬
gend Stadt genannt -
treffen gemäß § 23 des Gesetzes über die kommunale
Gemeinschaftsarbeit in der zur Zeit geltenden Fas¬
sung folgende öffentlich rechtliche Vereinbarung :

§ 1

Die Bücherei der Stadt wird in die Bücherei des
Kreises integriert . Das öffentliche Bibliothekswesen
im Gebiet der Stadt Kempen geht in die alleinige
Zuständigkeit des Kreises über . Die Stadt verzichtet
auf Mitwirkungsrechte .

§ 2
Die Stadt übergibt dem Kreis die Medien ihrer Bü¬
cherei einschließlich des beweglichen Verwaltungs¬
vermögens unentgeltlich als Dauerleihgabe zum Ge¬
brauch und Verbrauch . Die übernommenen Be¬
stände und das bewegliche Verwaltungsvermögen
sind in der Zugangsliste und im Inventar festgehal¬
ten .

§ 3
Der Kreis übernimmt das im Zeitpunkt der Zusam¬
menlegung bei der Stadtbücherei Kempen beschäf -
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tigte Personal mit Ausnahme von zwei nebenberufli¬
chen Stellen von je 7 Stunden wöchentlich . Der bis¬
herige Leiter der Stadtbücherei wird stellvertreten¬
der Leiter der Kreisbücherei .

§ 4
Zur Literaturversorgung der Bürger des Kreises und
der Stadt unterhält der Kreis in der Stadt Kempeneine Standortbücherei . Sie trägt den Namen „Kreis -
und Stadtbibliothek "

. Diese Bücherei ist Sitz der
Kreisbücherei .

§ 5
( 1 ) Die Stadt stellt dem Kreis die Räumlichkeiten zur
Unterbringung der Kreis - und Stadtbücherei miet¬
frei im Gebäude des ehemaligen Franziskanerklo¬
sters an der Burgstraße zur Verfügung . Die zur Ver¬
fügung stehenden Räume ergeben sich aus den Plä¬
nen , die Anlage dieser Vereinbarung sind .
( 2 ) Die für die Büchereiräume anfallenden Betriebs¬
und Bewirtschaftungskosten werden im Anteilsver¬
hältnis 70 v . H . zu 30 v . H . auf Kreis und Stadt aufge¬
teilt . Schönheits - und Verschließreparaturen über¬
nehmen Kreis und Stadt je zur Hälfte .
( 3 ) Die Zufahrt für die Fahrzeuge der Fahrbücherei
des Kreises erfolgt über die Parzellen 618 , 619 , 630 ,
631 und 808 (vormals Parzelle 616 ) der Flur 45 .

§ 6
( 1) Die laufenden Personal - und Sachkosten der
Standortbücherei werden im Anteilsverhältnis von
70 v . H . zu 30 v . H . von Kreis und Stadt getragen . Die
Personal - und Sachkosten , die durch die Unterhal¬
tung der Fahrbücherei entstehen , werden vom Kreis
getragen .
( 2 ) Als Personal - bzw . Sachkosten der Fahrbücherei
des Kreises gelten insbesondere :
- 30 v . H . der Personalkosten des Büchereileiters ,
- die Kosten des Personals , das regelmäßig in den

Büchereifahrzeugen (Bücherbusse ) eingesetzt
wird ,

- 30 v . H . der Sachkosten für Erneuerung und Er¬
gänzung des Medienbestandes ,

- Betriebs - und Unterhaltungskosten der Bücherei¬
fahrzeuge (Bücherbusse ) ,

- Kosten , die für die Einrichtung und Unterhaltung
von Halteplätzen der Büchereifahrzeuge entste¬
hen .

( 3 ) Kreis und Stadt gehen davon aus , daß jährlich ein
Medienerneuerungs - und -ergänzungsbedarf von bis
zu 8 % des Gesamtmedienbestandes der Bücherei
entsteht .

§ 7
Die beiderseitigen Kostenanteile werden am Ende
eines jeden Kalenderjahres ermittelt und gegenein¬
ander verrechnet . Der nach Aufrechnung einem Ver¬
tragspartner verbleibende Betrag ist spätestens bis
zum 30 . 4 . des auf den Abrechnungszeitraum folgen¬
den Jahres auszugleichen .

§ 8
Die Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit abge¬
schlossen . Sie kann aus wichtigem Grund schriftlich
mit einjähriger Kündigungsfrist zum Schluß eines
Kalenderjahres gekündigt werden . Als wichtiger
Grund gilt insbesondere die Verlegung des Sitzes der
Kreisbücherei aus der Stadt Kempen .

§ 9
Im Fall der Beendigung des Vertragsverhältnisses
erhält die Stadt bei Errichtung einer eigenen Stadt¬
bücherei aus den Beständen der Kreisbücherei Me¬
dien sowie bewegliches Sachvermögen an Zahl und
Wert vergleichbar den von ihr eingebrachten Medien
und beweglichem Sachvermögen zurück . Außerdem
erhält die Stadt einen ihrer Kostenbeteiligung ent¬
sprechenden Anteil des seit Vertragsschluß einge¬
tretenen Zuwachses an Medien und beweglichem
Sachvermögen . Die Stadt übernimmt ferner das Per¬
sonal in dem Umfange , wie es bei Vertragsabschluß
an den Kreis abgegeben worden ist .

§ 10
Die Vereinbarung tritt am 1 . 1 . 1986 in Kraft .

Genehmigung
Die öffentlich -rechtliche Vereinbarung vom 5 . 12 .
1985 zwischen dem Kreis Viersen und der Stadt
Kempen über die Zusammenlegung der Kreisbüche¬
rei des Kreises Viersen und der Stadtbücherei der
Stadt Kempen wird hiermit gemäß § 24 Abs . 2 i . V . mit
§ 29 Abs . 2 Nr . 2 a des Gesetzes über kommunale
Gemeinschaftsarbeit vom 1 . 10 . 1979 ( GV . NW . S . 621 ) ,
geändert durch Gesetz vom 29 . 5 . 1984 (GV. NW. S .
314 ) aufsichtsbehördlich genehmigt .

Viersen ,
den 5 . Dezember 1985

Für den Kreis Viersen :
Vogt
Oberkreisdirektor
Dr . Peters
Kulturdezernent

Kempen ,
den 5 . Dezember 1985

Für die Stadt Kempen :
Hülshoff
Stadtdirektor
Landmann
Beigeordneter

Abi . Reg . Ddf . 1985 S . 356

622 Erteilung
einer Vermessungsgenehmigung

( Dipl .-Ing . Heinz Neuenhausen , Neuss )

Der Regierungspräsident
33 .2416

Düsseldorf , den 6 . Dezember 1985

Gemäß Abschnitt B Nummer 5 Absatz 2 Buchstabe c
des RdErl . des fr . Ministers für Landesplanung , Woh¬
nungsbau und öffentliche Arbeiten vom 5 . 4 . 1962
( SMB1 . NW. 71342 ) habe ich dem Öffentlich bestellten
Vermessungsingenieur
Dipl- Ing . Heinz Neuenhausen ,
Haselweg 24,4040 Neuss
die Genehmigung erteilt , unter seiner Leitung und
Aufsicht den
Vermessungstechniker Josef Schäfer
zur Mitwirkung bei Katastervermessungen heran¬
zuziehen . (Vermessungsgenehmigung II).

An die
Oberstadt - und
Oberkreisdirektoren
des Bezirks

Abi . Reg . Ddf . 1985 S . 357
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623 Genehmigung
einer Stiftung „Stiftung Deutscher Architekten "

Der Regierungspräsident
15 .2 .1- St . 503

Düsseldorf , den 2 . Dezember 1985

Der Innenminister des Landes Nordrhein -Westfalen
hat die von der Architektenkammer NW durch Stif¬
tungsurkunde vom 5 . 11 . 1985 errichtete allgemeine
selbständige
„Stiftung Deutscher Architekten "

mit Sitz in Düsseldorf gemäß § 80 BGB in Verbin¬
dung mit § 3 StiftG NW am 19 . 11 . 1985 genehmigt .

Abi . Reg . Ddf . 1985 S . 358

624 Mitgliedschaft
im Bezirksplanungsrat beim

Regierungspräsidenten Düsseldorf

Der Regierungspräsident
61 . 11 .04

Düsseldorf , den 6 . Dezember 1985

In seiner Sitzung vom 13 . 11 . 1985 hat der Rat der
Stadt Krefeld
Herrn Wilfried Fabel
An Kleinhütten 26
4150 Krefeld
als Nachfolger von Herrn Oberbürgermeister Dieter
Pützhofen gem . § 5 Abs . 12 Landesplanungsgesetz
zum Mitglied des Bezirksplanungsrates beim Regie¬
rungspräsidenten Düsseldorf gewählt .
Herr Fabel ist Mitglied des Rates der Stadt Krefeld
und gehört der CDU-Fraktion an .

Abi . Reg . Ddf . 1985 S . 358

625 Staatliche Anerkennung
einer Rettungstat

(Karl -Heinz Usadel , Jürgen Loomann ,
Egon Schmitz , Ewald Ciaaßen )

Der Regierungspräsident
21 .42 .02

Düsseldorf , den 9 . Dezember 1985

Der Ministerpräsident des Landes NW hat den Her¬
ren Karl -Heinz Usadel , Uedem , Jürgen Loomann ,
Kleve , Egon Schmitz , Uedem und Ewald Ciaaßen ,
Uedem , für eine unter Einsatz des eigenen Lebens
gemeinsam durchgeführte Rettungstat eine öffent¬
liche Belobigung ausgesprochen .

Abi . Reg . Ddf . 1985 S . 358

626 Erlöschen
einer Buchmachergehilfenkonzession

in Essen
( Kläre Riese )

Der Regierungspräsident
21 . 14 .51

Düsseldorf , den 12 . Dezember 1985

Die Frau Kläre Riese , wohnhaft Büdericher Str . 5 in
4270 Dorsten -Rhade für die Wettannahme stelle Pa -

weltzik in Essen erteilte Buchmachergehilfenkon¬
zession erlischt mit Ablauf des 31 . 12 . 1985.
Der Gehilfenausweis Nr . G 145 wurde bereits zu¬
rückgegeben .

Abi . Reg . Ddf . 1985 S . 358

Ernährung , Landwirtschaft und Forsten

627 Ordnungsbehördliche Verordnung
zur Festsetzung eines Wasserschutzgebietes für das

Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlage
Emmerich III (Elten) der Stadtwerke Emmerich

(Wasserwerksbetreiber ) .
- Wasserschutzgebietsverordnung Emmerich/Elten -

vom 9 . Dezember 1985

Der Regierungspräsident
54 .17 .02- (73)

Düsseldorf , den 9 . Dezember 1985

Aufgrund des § 19 des Gesetzes zur Ordnung des
Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 16 . 10 . 1976
( BGBl . I S . 3017 ) , zuletzt geändert durch Gesetz vom
28 . 3 . 1980 ( BGBl . I S . 373 ) , der §§ 14 , 15 , 116, 136, 138 ,
141 , 143 und 150 des Wassergesetzes für das Land
Nordrhein -Westfalen ( Landeswassergesetz - LWG- )
vom 4 . 7 . 1979 ( GV. NW. S . 488/SGV . NW. 77 ) , zuletzt
geändert durch Gesetz vom 6 . 11 . 1984 (GV. NW. S .
663 ) und der §§ 12 , 25 , 27- 30 , 33 und 34 des Gesetzes
über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden
(Ordnungsbehördengesetz - OBG - ) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 13 . 5 . 1980 ( GV. NW. S .
528/SGV . NW. 2060 ) , zuletzt geändert durch Gesetz
vom 19 . 3 . 1985 (GV. NW. S . 259 ) , wird im Einverneh¬
men mit dem Landesoberbergamt Dortmund ver¬
ordnet :

§ 1
Räumlicher Geltungsbereich

( 1 ) Im Interesse der öffentlichen Wasserversorgung
wird zum Schutz des Grundwassers im Einzugsge¬
biet der Wassergewinnungsanlage Emmerich -Elten
der Stadtwerke Emmerich (Wasserwerksbetreiber )
in Emmerich ein Wasserschutzgebiet festgesetzt .
( 2 ) Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in die wei¬
tere Schutzzone ( Zone III - diese unterteilt in zwei
Bereiche ( Zone III B und Zone III A) - , in die engere
Schutzzone (Zone II ) und in den Fassungsbereich
( Zone I ) .
( 3 ) Das Wasserschutzgebiet erstreckt sich auf die
Gemarkung Elten , Fluren B 1 teilweise ( tlw .) , B 2 tlw .,
B 4 , B 5 , B 6 , C 2 tlw .
(4 ) Über das Wasserschutzgebiet und seine Schutz¬
zonen gibt die als Anlage zu dieser Verordnung an¬
gefügte Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25000 einen
Überblick . Im einzelnen ergibt sich die genaue Ab¬
grenzung des Wasserschutzgebietes und seiner
Schutzzonen aus der Schutzgebietskarte im Maßstab
1 : 5000, in der die Zone III B braun , die Zone III A
gelb , die Zone II grün und die Zone I rot , angelegt
sind . Die Anlage und die Schutzgebietskarte sind
Bestandteile dieser Verordnung .
Die Verordnung liegt mit Anlage und Schutzgebiets¬
karte vom Tage des Inkrafttretens an (§ 14 ) zu jeder¬
manns Einsicht während der Dienststunden aus :
1 . bei dem Regierungspräsidenten in Düsseldorf

- obere Wasserbehörde - .
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2 . bei dem Oberkreisdirektor in Kleve
- untere Wasserbehörde

3 . bei dem Stadtdirektor in Emmerich .
( 5 ) Die Zonen des Wasserschutzgebietes gelten im
Rahmen der Regelungen dieser Verordnung als be¬
sonders schutzbedürftig im Sinne des § 68 Abs . 2 Nr . 2
des Bundesleistungsgesetzes - BLG - in der Fassungvom 27 . 9 . 1961 ( BGBl . I S . 1769) , zuletzt geändertdurch § 34 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 20 .
12 . 1976 ( BGBl . IS . 3574 ) .

§ 2
Begriffsbestimmungen

( 1 ) Abwasser im Sinne dieser Verordnung sind das
durch häuslichen , gewerblichen , landwirtschaftli¬
chen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaf¬
ten veränderte und das bei Trockenwetter damit
zusammen abfließende Wasser ( Schmutzwasser ) so¬
wie das von Niederschlägen aus dem Bereich von
bebauten oder befestigten Flächen abfließende Was¬
ser ( Niederschlagswasser ) .
( 2 ) Radioaktive Stoffe im Sinne dieser Verordnung
sind die in § 2 des Gesetzes über die friedliche Ver¬
wendung der Kernenergie und den Schutz gegen ih¬
re Gefahren (Atomgesetz ) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 15 . 7 . 1985 (BGBl. I S . 1565) ,
aufgeführten Stoffe .
( 3 ) Wassergefährdende Stoffe sind feste , flüssige und
gasförmige Stoffe , insbesondere
- Säuren , Laugen ,
- Alkalimetalle , Siliziumlegierungen mit über 30

v . H . Silizium , metallorganische Verbindungen ,
Halogene , Säurehalogenide , Metallkarbonyle und
Beizsalze ,

- Mineral - und Teeröle sowie deren Produkte ,
- flüssige sowie wasserlösliche Kohlenwasserstof¬

fe , Alkohole , Alehyde , Ketone , Ester , halogen - ,
Stickstoff - und schwefelhaltige organische Ver¬
bindungen ,

- Gifte ,
- Jauche , Gülle und mineralische Düngemittel ,
- Silagesickersaft und Molke ,
die geeignet sind , die physikalische , chemische oder
biologische Beschaffenheit des Wassers nachteilig
zu verändern .
Zu diesen Stoffen gehören auch die
- im Katalog wassergefährdender Stoffe - Bek . d.

BMI vom 1 . 3 . 1985 - U III 6 - 523 074/3 - ( GMB1 . S .
175) ,

- in den Listen I und II der Richtlinien des Rates der
Europäischen Gemeinschaft über den Schutz des
Grundwassers gegen Verschmutzung durch be¬
stimmte gefährliche Stoffe vom 17 . 12 . 1979 (Rund¬
erlaß des Ministers für Ernährung ,
Landwirtschaft und Forsten des Landes Nord¬
rhein -Westfalen vom 18 . 8 . 1981 - Az .: III A 2 -
601/4 - 26543 MB1. NW . Nr . 92 vom 28 . 10 . 1981)
und

- die in den Anlagen 1 , 2 und 3 der Pflanzenschutz -
Anwendungsverordnung vom 19 . 12 . 1980 ( BGBl . I
S . 2335 ) , geändert durch W vom 2 . 8 . 1982 (BGBl . I
S . 1125 ) ,

aufgeführten Stoffe , Stoffgruppen oder Stoffamilien .
Die wassergefährdenden Stoffe werden nach dem
Katalog wassergefährdender Stoffe des Bundesmi¬
nisters des Innern in folgende Wassergefährdungs -
klassen (WGK ) eingeteilt :
WGK 3 = stark wassergefährdende Stoffe ,
WGK 2 = wassergefährdende Stoffe ,
WGK 1 = schwach wassergefährdende Stoffe .

(4) Gülle im Sinne dieser Verordnung sind die Ge¬
mische aus Kot - und Harnausscheidungen von Rin¬
dern , Schweinen oder Geflügel , auch vermischt mit
Wasser sowie deren natürliche Umwandlungspro¬
dukte . Zur Gülle im Sinne dieser Verordnung gehö¬
ren auch die Ausscheidungen von Geflügel ohne
Zusatz von Wasser sowie deren natürliche Umwand¬
lungsprodukte ( Geflügelkot ) .
Jauche im Sinne dieser Verordnung sind die Harn¬
ausscheidungen von Rindern oder Schweinen , auch
vermischt mit Wasser , Anteile an Einstreu oder Fut¬
terrasten gelten als unerheblich .
( 5) Dungeinheit im Sinne dieser Verordnung ist das
Gülle - , Jauche - oder Festmistvolumen , das 80 kg
Stickstoff , bewertet als Gesamtstickstoff , enthält .
Als Dungeinheit gilt die von einer bestimmten An¬
zahl von Tieren einer Tiergruppe während eines
Jahres erzeugte Gülle - , Jauche - oder Festmist¬
menge . Der Berechnung einer Dungeinheit für Gülle
sind folgende während eines Jahres gehaltene Tier¬
gruppen und Tierzahlen zugrunde zu legen :
Rinder über zwei Jahre 1,5
Jungrinder (über 3 Monatebis zwei Jahre ) 3
Kälber (bis 3 Monate ) 9
Zuchtsauen mit Ferkeln bis 20 kg 3
Schweine über 20 kg 7
Legehennen 100
Junghennen 300
Masthähnchen 300
Mastenten 150
Mastputen 100
Fällt in Betrieben auch Festmist an , sind bei der
Berechnung einer Dungeinheit für Tiere , die mit
Einstreu gehalten werden , die Tierzahlen , die einer
Dungeinheit für Gülle zugrunde liegen , mit dem
Faktor 1,5 multiplizieren .
Wird ein Tier nicht während eines ganzen Jahres
gehalten , wachsen Tiere der genannten Tiergruppen
in eine andere Tiergruppe hinein oder findet ein Um¬
schlag des Bestandes einer Tiergruppe statt , wird die
in der jeweiligen Tiergruppe im Jahresdurchschnitt
vorhandene Anzahl der Tiere der Berechnung der
Dungeinheit zugrunde gelegt .
Bei Gülle von verschiedenen Tiergruppen sind die
der jeweiligen Tiergruppe entsprechenden Dungein¬
heiten oder deren Bruchteilen zusammenzuzählen .
( 6 ) Pflanzenbehandlungsmittel sind Pflanzenschutz¬
mittel und Wachstumsregler .
Pflanzenschutzmittel sind Stoffe , die dazu bestimmt
sind , Pflanzen vor Schadorganismen oder Krankhei¬
ten oder Pflanzenerzeugnisse vor Schadorganismen
zu schützen ; ausgenommen sind Wasser , Düngemit¬
tel im Sinne des Düngemittelgesetzes und Stoffe , die
dazu bestimmt sind , die Widerstandsfähigkeit von
Pflanzen gegen Schadorganismen oder Krankheiten
zu erhöhen , ohne toxisch zu wirken .
Wachstumsregler sind Stoffe , die dazu bestimmt sin -
d , die Lebensvorgänge von Pflanzen zu beeinflussen
ohne ihrer Ernährung zu dienen ; ausgenommen sind
die in Satz 2 aufgeführten Stoffe .
(7 ) Gewerbliche Anlagen im Sinne dieser Verord¬
nung sind Anlagen , die dazu bestimmt sind , Stoffe
herzustellen , zu bearbeiten , zu behandeln , zu verar¬
beiten , zu lagern , abzulagern , zu befördern oder weg¬
zuleiten .

§ 3
Schutz in der Zone III B

( 1 ) In der Zone III B sind verboten :
1 . Versickerung - ausgenommen das großflächige

Versickern von schwach belastetem Nieder -
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schlagswasser - oder Versenkung von Abwasser
und radioaktiven Stoffen ;

2 . die Errichtung von gewerblichen Anlagen , die
radioaktive oder wassergefährdende Abfälle
oder Abwasser abstoßen , wenn diese Stoffe nicht
vollständig und sicher aus dem Schutzgebiet hin¬
ausgebracht oder ausreichend behandelt wer¬
den ;

3 . die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen
zum Ablagern , Aufhalden oder Beseitigen durch
Einbringen in den Untergrund von radioaktiven
oder wassergefährdenden Stoffen , insbesondere
von Hausmüll und hausmüllähnlichen Stoffen
sowie von Abfällen aus Gewerbe und Industrie ,
die Ablagerung von nachteilig veränderten mi¬
neralischen Stoffen , insbesondere von Bau¬
schutt ;

4 . das Aufschütten , Ablagern und Verkippen von
Bergmaterial sowie die Ablagerung von
Schlamm in Schlammteichen ;

5 . die Errichtung von Fernleitungen für wasserge¬
fährdende Stoffe , ausgenommen Soleleitungen ;

6 . die Lagerung , Behandlung oder Verwendung von
wassergefährdenden Stoffen sowie von Stoffen ,
die wassergefährdende Stoffe enthalten , soweit
hierdurch die Gefahr der Auslaugung , Ab¬
schwemmung oder Einschwemmung in das
Grundwasser hervorgerufen wird ;

7 . die Verwendung von Pflanzenbehandlungsmit¬
teln , soweit diese nicht ausdrücklich nach der
Gebrauchsanweisung auf der Verpackung für
die Verwendung in den einzelnen Zonen von
Wasserschutzgebieten zugelassen sind , die un¬
sachgemäße Verwendung zugelassener Pflan¬
zenbehandlungsmittel und deren Verwendung
bei der Gefahr der Abschwemmung in eine Zone ,
für die das Mittel nicht zugelassen ist ;

8 . jede Düngung , die über das für eine ordnungsge¬
mäße Land - und Forstwirtschaft erforderliche
Maß hinausgeht (Überdüngung ) ;

9 . das Aufbringen von Jauche , Gülle , Festmist oder
Geflügelkot
a) in einer Menge von mehr als 2 Dungeinheiten

je Hektar jährlich ;
b ) sofern die Dungstoffe nach der Anfuhr nicht

sofort verteilt werden oder bei Gefahr der
oberirdischen Abschwemmung ;

c) in der Zeit vom 15 . 10 . bis 15 . 2 ; das Aufbringen
von Geflügelkot auf Ackerland , auch in der
Zeit vom 31 . 8 . bis 15 . 10 . , wenn nicht unmittel¬
bar danach weiterer Fruchtanbau erfolgt ;
hiervon ausgenommen ist das Aufbringen von
Gülle , Jauche oder Festmist auf Grünland und
auf Ackerland mit einem Bestand bodendek -
kender winterharter Haupt - und Zwischen¬
früchte , wenn der Bestand nicht vor dem 1 .
Februar umgebrochen wird in der Zeit vom 1 .
bis 15 . 2 . und vom 15 . bis 31 . 10 .;

d) bei tiefgefrorenem oder schneebedecktem
Boden bis zum völligen Auftauen des Bodens ;

10 . die Neuerrichtung von militärischen Anlagen ,
soweit diese nicht aus zwingenden Gründen der
Verteidigung erforderlich sind ;

11 . die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung , Be¬
arbeitung , Verarbeitung und Spaltung von Kern¬
brennstoffen , zur Aufarbeitung bestrahlter
Kernbrennstoffe und zur Erzeugung ionisieren¬
der Strahlen .

( 2 ) In der Zone III B sind genehmigungspflichtig ,soweit nicht gemäß § 3 Abs . 1 dieser Verordnung
verboten :

1 . die Errichtung , Erweiterung oder wesentliche
Veränderung von Anlagen zum Sammeln , Fort¬
leiten , Behandeln , Einleiten , Verregnen und Ver¬
rieseln von Abwasser sowie zum Entwässern von
Klärschlamm ; hierzu gehören insbesondere
Sandfiltergräben , Trockenbeete , Abwassergru¬
ben , Kanalisationsnetze - einschl . einzelner
Sammler und Sammlerabschnitte - , Regenbek -
ken und Abwasserbehandlungsanlagen ;

2 . die Errichtung , Erweiterung , Verlegung oder we¬
sentliche Veränderung von Betrieben , die unter
Verwendung oder Abstoß radioaktiver oder was¬
sergefährdender Stoffe arbeiten ;

3 . die Errichtung , Erweiterung oder wesentliche
Veränderung von Anlagen zur Behandlung oder
Beseitigung von Abfällen und von Anlagen , die
der Lagerung oder Behandlung von Autowracks
und Altreifen dienen ;

4 . die Errichtung oder die wesentliche Verände¬
rung von Rohrleitungsanlagen für wasserge¬
fährdende Stoffe ;

5 . Errichtung , Erweiterung oder wesentliche Ver¬
änderung von Anlagen zum Lagern , Behandeln ,
Abfüllen und Umschlagen wassergefährdender
Stoffe , insbesondere von Tankstellen ;

6 . das Aufbringen von Klärschlamm ;
7 . die Errichtung , Erweiterung oder wesentliche

Veränderung von militärischen Anlagen inner¬
halb vorhandener Liegenschaften der Streit¬
kräfte ;

8 . die Errichtung oder Erweiterung von Rastanla¬
gen , Parkplätzen oder Stellplätzen für mehr als
10 Kraftfahrzeuge ;

9 . der Bau neuer oder die wesentliche Veränderung
bestehender Straßen und Wege sowie umfang¬
reiche Unterhaltungsmaßnahmen ;

10 . der Umgang mit offenen radioaktiven Stoffen ;
11 . Abgrabungen und Erdaufschlüsse , auch deren

Erweiterung ; ausgenommen sind Maßnahmen
von weniger als 10 m 2 Grundfläche oder 1 mTiefe
und Baugruben für einfache Wohnbebauung .

§ 4
Schutz in der Zone III A

( 1 ) In der Zone III A sind verboten :
1 . die in der Zone III B verbotenen Handlungen ;
2 . die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen

zur Behandlung , Verregnung oder Verrieselung
von Abwasser - ausgenommen schwach belaste¬
tes Niederschlagswasser aus der Dachentwässe¬
rung - , das Einleiten
- von geklärtem Abwasser in oberirdische Ge¬

wässer , die die Zone II durchfließen ,
- von ungeklärtem Abwasser in oberirdische

Gewässer sowie
- von Abwasser jeder Art in den Untergrund ;

die Abwasserlandbehandlung , Untergrund -
verrieselung , das Entwässern von Klär¬
schlamm , Abwasserbehandlungsanlagen
(Kläranlagen ) - ausgenommen Regenbecken - ,
Sandfiltergräben und Abwassergruben ;

3 . die Errichtung , Erweiterung oder Verlegung von
gewerblichen Anlagen , die unter Verwendung
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wassergefährdender Stoffe der Wassergefähr¬
dungsklassen 2 oder 3 betrieben werden , sowie
die Errichtung , Erweiterung oder Verlegung von
gewerblichen Anlagen , die unter Abstoß wasser¬
gefährdender Stoffe betrieben werden ;

4 . die Errichtung oder Erweiterung von Anlagenzur Behandlung oder Beseitigung von Abfällen
und von Anlagen , die der Lagerung oder Behand¬
lung von Autowracks , Kraftfahrzeugschrott oder
Altreifen dienen ;

5 . die Errichtung von Rohrleitungsanlagen für
wassergefährdende Stoffe ; ausgenommen sind
Rohrleitungen innerhalb von Wohn- und Be¬
triebsgrundstücken , sofern sie durch ausrei¬
chende Sicherheitsvorkehrungen gegen ein Aus¬
treten von Flüssigkeiten in den Untergrund gesi¬chert sind ;

6 . die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen
zum Lagern radioaktiver oder wassergefährden¬
der Stoffe mit Ausnahme von Heizöl für den
Hausgebrauch sowie von Dieselöl für landwirt¬
schaftliche Betriebe , wenn die erforderlichen Si¬
cherheitsmaßnahmen für Bau , Transport , Fül¬
lung , Lagerung und Betrieb getroffen und einge¬
halten werden , ebenfalls ausgenommen sind die
Lagerung von Pflanzenbehandlungsmitteln so¬
wie von organischen oder mineralischem Dün¬
ger auf abgedichteten Flächen oder in dichtem
Behältern ;

7 . die Errichtung oder Erweiterung von Umschlag - ,Abfüll - und Vertriebsstellen für wassergefähr¬
dende oder radioaktive Stoffe , insbesondere für
Heizöl und Dieselöl ;

8 . die Anlage oder Erweiterung von Gartenbaube¬
trieben und Intensivkulturen , ausgenommen
solche Betriebe , von denen keine Besorgnis der
Gewässerverunreinigung ausgeht ;

9 . das Aufbringen von Klärschlamm oder die Ent¬
leerung von Wagen der Fäkalienabfuhr , ausge¬
nommen an Fäkalienannahmestellen und zuge¬
lassenen Einleitungsstellen in die Kanalisation ;

10 . Intensiv - und Massentierhaltung ;
11 . die Anlage von Gärfuttermieten ohne dichte Auf¬

fangvorrichtung für Gärsäfte , ausgenommen
Gärfuttermieten , bei denen keine Gärsäfte an¬
fallen ;

12 . das Aufbringen von Gülle , Jauche , Festmist oder
Geflügelkot
a ) ohne vorherige Anzeige bei der zuständigen

unteren Wasserbehörde
oder

b ) über die angezeigte Menge hinaus
oder

c) soweit dies zu der Besorgnis einer nachteili¬
gen Veränderung eines Gewässers hinsicht¬
lich seiner physikalischen , chemischen oder
biologischen Beschaffenheit führt ;

13 . die Neuerrichtung militärischer Anlagen ;
14 . Manöver und Übungen von Streitkräften oder

anderen Organisationen ; ausgenommen hiervon
sind militärische Handlungen , die das ober - und
unterirdische Wasser nicht gefährden oder be¬
einträchtigen können ;

15 . die Verwendung von auswasch - und auslaugba¬
ren wassergefährdenden Materialien , von Mate¬
rialien aus Halden , von Waschbergen , von
Schlacken der chemischen Industrie und der

Hüttenindustrie , von kontaminierten Sanden ,
von Müllverbrennungsrückständen und von
teer haltigen Stoffen - nicht jedoch Bitumen - im
Straßen - , Wege - und Wasserbau ;

16 . Naßabgrabungen oder Abgrabungen und Erd¬
aufschlüsse , die tiefer als 1 m über den höchsten
Grundwasserstand gehen , sowie Erdaufschlüsse ,
bei denen eine schlecht reinigende Schicht frei¬
gelegt wird und keine ausreichende und dauer¬
hafte Sicherung zum Schutz des Grundwassers
vorgenommen werden kann ;

17 . die Errichtung von Rangierbahnhöfen ;
18 . die Errichtung oder Wiederherstellung baulicher

Anlagen , wenn das Abwasser - ausgenommen
schwach belastetes Niederschlagswasser aus der
Dachentwässerung - nicht vollständig und si¬
cher aus der Zone III A hinausgeleitet wird oder
wenn bei der Errichtung Stoffe verwendet wer¬
den , bei denen die Gefahr der Auswaschung oder
Auslaugung wassergefährdender Stoffe besteht ;

19 . die Errichtung oder Erweiterung von Start - ,
Lande - und Sicherheitsflächen sojwie die Ein¬
richtung von Anflugsektoren und Notabwurf -
plätzen des Luftverkehrs ;

20 . die Versenkung von Kühlwasser ;
21 . die Neuanlage und die Erweiterung von Fried¬

höfen ;
22 . Bohrungen zum Aufsuchen oder Gewinn von

Erdöl , Erdgas , Kohlensäure , Mineralwasser , Salz ,
radioaktiven Stoffen sowie zur Herstellung von
Kavernen ;

23 . Schiffahrt mit Fahrzeugen mit Verbrennungs¬
motor auf oberirdischen Gewässern ;

24 . Motorsportveranstaltungen außerhalb befestig¬
ten Wegen und Straßen .

(2 ) In der Zone III A sind genehmigungspflichtig ,
soweit nicht gemäß §§ 3 Abs . 1,4 Abs . 1 dieser Verord¬
nung verboten :

1 . die in der Zone III B genehmigungspflichtigen
Handlungen ;

2 . die wesentliche Veränderung gewerblicher An¬
lagen sowie die Veränderung des Betriebes von
Anlagen , die unter Verwendung wassergefähr¬
dender Stoffe der Wassergefährdungsklassen 2
oder 3 oder unter Verwendung radioaktiver
Stoffe betrieben werden und die wesentliche
Veränderung gewerblicher Anlagen sowie die
Veränderung des Betriebes von Anlagen , die un¬
ter Abstoß wassergefährdender oder radiaktiver
Stoffe betrieben werden ;

3 . die Veränderung von Rohrleitungsanlagen zum
Befördern wassergefährdender Stoffe ;

4 . die Veränderung von Anlagen zum Abfüllen ,
Umschlagen und Vertreiben von wassergefähr¬
denden und radioaktiven Stoffen ;

5 . die Errichtung oder Veränderung von Anlagen
zum Lagern wassergefährdender Stoffe aller
Art ;

6 . die wesentliche Erweiterung des Viehbestandes
in landwirtschaftlichen Betrieben ;

7 . die Umwandlung von Wald oder Dauergrünland
in Ackerflächen , der Maisanbau ;

8 . die Neuanlage oder Erweiterung von Kleingär¬
ten oder Dauerkleingärten , die Anlage oder Er¬
weiterung von Gartenbaubetrieben ;

9 . die Errichtung , Erweiterung oder wesentliche
Veränderung von Bahnanlagen ;
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10 . die Errichtung , Wiederherstellung , wesentliche
Veränderung oder Nutzungsänderung von bauli¬
chen Anlagen einschließlich Lager - und Ausstel¬
lungsplätzen , Dauercamping - und Dauerzelt¬
plätzen ;

11 . die Veränderung von Start - , Lande - und Sicher¬
heitsflächen des Luftverkehrs ;

12 . die Errichtung oder Veränderung von Heizungs¬
und Kühlanlagen , die in ihrem Betrieb die Bo¬
den - und Grundwassertemperatur ausnutzen
(Wärmepumpen ) und das Versickern von Kühl¬
wasser ;

13 . Bohrungen aller Art ;
14 . die Errichtung oder Erweiterung eines Badebe¬

triebes an oberirdischen Gewässern .

§ 5
Schutz in der Zone II

( 1 ) In der Zone II sind verboten :
1 . die in den Zonen III B und III A verbotenen

Handlungen ;
2 . die Errichtung , Erweiterung , wesentliche Verän¬

derung oder den Betrieb von Anlagen zum Sam¬
meln , Fortleiten oder Einleiten von Abwasser
oder zur Schlammentwässerung , der Betrieb von
Anlagen zur Verregnung , Verrieselung , Versik -
kerung , Versenkung oder Behandlung von Ab¬
wasser , das Durchleiten von Abwasser ;

3 . der Betrieb von gewerblichen Anlagen , die was¬
sergefährdende oder radiaktive Stoffe verwen¬
den oder abstoßen ;

4 . die Ablagerung von Abfällen ;
5 . das Umfüllen , Umschlagen , Abfüllen , Vertreiben

oder die Lagerung wassergefährdender oder ra¬
dioaktiver Stoffe einschließlich Heizöl und Die¬
selöl sowie von Pflanzenbehandlungs - und Dün¬
gemitteln ;

6 . das Aufbringen von Gülle , Jauche oder Geflügel¬
kot ;

7 . jede Düngung
a) ohne vorherige Anzeige bei der zuständigen

unteren Wasserbehörde
oder

b ) über die angezeigte Menge hinaus
oder

c ) soweit dies zu der Besorgnis der nachteiligen
Veränderung eines Gewässers hinsichtlich
seiner physikalischen , chemischen oder bio¬
logischen Beschaffenheit führt ;

8 . die Bewässerung mit hygienisch nicht einwand¬
freiem Wasser ;

9 . die Anlage von Gärfuttermiten ;
10 . der Umbruch von Dauergrünland sowie die Um¬

wandlung von Wald in Ackerflächen , der Maisan¬
bau ;

11 . die Anlage oder Erweiterung von Kleingärten ;
12 . Intensivbeweidung , Viehansammlungen und

Pferche ;
13 . militärische Handlungen aller Art , ausgenom¬

men das Durchfahren auf klassifizierten
Straßen , das oberirdische Verlegen von leichten
Feldkabeln sowie die Bewegung zu Fuß ;

14 . der Bau von Wegen , Straßen , Bahnlinien und
sonstigen Verkehrsanlagen sowie die Neuein¬

richtung oder Erweiterung von Parkplätzen und
Rastanlagen ;

15 . die Verwendung wassergefährdender Streumit¬
tel ;

16 . der Transport radioaktiver oder wassergefähr¬
dender Stoffe ;

17 . die Einrichtung von Baustellen , insbesondere
von Wohn - und Lagerbaracken bzw . -wagen und
Baustofflagern ;

18 . das Reparieren , Warten und oder Reinigen von
Fahrzeugen und Maschinen , insbesondere Wa¬
genwaschen und Ölwechsel ;

19 . der Umgang mit radioaktiven Stoffen ;
20 . Abgrabungen , Erdaufschlüsse oder Bodenein¬

griffe jeder Art , durch die die belebte Bodenzone
verletzt oder die Deckschichten vermindert wer¬
den , vor allem die Anlagen von Kies - , Sand - ,
Torf - und Tongruben sowie Einschnitte ; die ord¬
nungsgemäße land - und forstwirtschaftliche Bo¬
denbearbeitung ist hiervon nicht betroffen ;

21 . die Herstellung von Dränen , Vorflutgräben oder
Fischteichen sowie von Gräben oder oberirdi¬
schen Gewässern , die mit Abwasser oder was¬
sergefährdenden Stoffen belastet sind ;

22 . die Errichtung , Wiederherstellung oder Erweite¬
rung von baulichen Anlagen , insbesondere von
gewerblichen und landwirtschaftlichen Betrie¬
ben , Stallungen und Gärfuttersilos , von Cam¬
ping - und Wochenendplätzen sowie von Sportan¬
lagen ;

23 . die Errichtung von Heizungs - und Kühlanlagen ,
die bei ihrem Betrieb die Boden - oder Grund -
wassertemperatur ausnutzen (Wärmepumpen ) ;

24 . die Benutzung von Friedhöfen ;
25 . Zelten , Lagern und jeder Badebetrieb an oberir¬

dischen Gewässern ;
26 . die Errichtung von Anlagen zum Güterumschlag ;
27 . Bergbau , wenn er zur Zerreißung schützender

Deckschichten , zu Einmuldungen oder zu offe¬
nen Wasseransammlungen führt ;

28 . Sprengungen .

(2 ) In der Zone II sind genehmigungspflichtig , soweit
nicht gemäß §§ 3 Abs . 1 , 4 Abs . 1 , 5 Abs . 1 dieser
Verordnung verboten :
1 . die in den Zonen III B , III A genehmigungspflich¬

tigen Handlungen ;
2 . Unterhaltungsmaßnahmen an Wegen und

Straßen ;
3 . die Veränderung baulicher Anlagen .

§ 6
Schutz in der Zone I

( 1 ) In der Zone I sind nur gestattet :
1 . Errichtung , Betrieb und Unterhaltung der Was-

sergewinnungs - und -Versorgungsanlagen sowie
der erforderlichen zugehörigen Einrichtungen ,
hierzu gehören jedoch nicht Betriebsgebäude und
Aufbereitungsanlagen ;

2 . die ordnungsgemäße Unterhaltung der Grund¬
stücke ohne Verwendung chemischer Mittel zur
Schädlings - und Aufwuchsbekämpfung und ohne
Düngung ;

3 . Maßnahmen zur Beobachtung oder Untersuchung
des Wassers und des Bodens .
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( 2 ) Die Zone I darf nur von den Bediensteten des
Wasserwerksbetreibers , der Wasserbehörden und
Gesundheitsbehörden oder mit deren besonderer
Genehmigung auch von Dritten betreten werden so¬
wie von denjenigen Personen , denen ein Betretungs -
recht aufgrund sonstiger gesetzlicher Bestimmun¬
gen zusteht .
( 3 ) In der Zone I sind verboten :
1 . die in den Zonen III B , III A und II verbotenen

oder genehmigungspflichtigen Handlungen ;
2 . die Verwendung von Pflanzenbehandlungsmit¬

teln ;
3 . jede Düngung ;
4 . jede landwirtschaftliche Nutzung ;
5 . jeder Fahr - und Fußgängerverkehr .

§ 7
Duldungspflichten

( 1 ) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von
Grundstücken im Wasserschutzgebiet haben die
wasserbehördliche Überwachung des Wasserschutz¬
gebietes , insbesondere die Befolgung der Vorschrif¬
ten dieser Verordnung und der nach ihr getroffenen
Anordnungen sowie Beobachtungen der Gewässer
und des Bodens gemäß §§ 19 Abs . 2 Nr . 2,21WHG und
§§ 116,117 und 167 Abs . 2 LWG zu dulden .
( 2 ) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten ha¬
ben zu dulden , daß rechtmäßig erstellte bestehende
Anlagen und sonstige Einrichtungen an die Vor¬
schriften der Verordnung angepaßt oder beseitigt
und erforderliche Sicherungsmaßnahmen getroffen
werden .
( 3 ) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von
Grundstücken in den Zonen III B bis I sind darüber
hinaus verpflichtet ,
1 . Errichtung , Betrieb und Unterhaltung von Ein¬

richtungen zur Sicherung der Zone I gegen unbe¬
fugtes Betreten ,

2 . das Aufstellen , die Unterhaltung oder die Beseiti¬
gung von Hinweis - , Warn - , Gebots - und Verbots¬
zeichen ,

3 . das Auffüllen von Mulden und Erdaufschlüssen ,
4 . das Betreten der Grundstücke durch Bedienstete

der zuständigen Behörden zur Beobachtung , Mes¬
sung und Untersuchung des Grundwassers und
zur Entnahme von Bodenproben ,

5 . die Anlage und den Betrieb von Grundwasser¬
beobachtungsbrunnen ,

6 . das Verrohren von Gewässern oder Gräben ,
7 . die Errichtung und Unterhaltung von Anlagen zur

Sicherung gegen Überschwemmungen und
8 . das Beseitigen von Erdaufschlüssen oder Ablage¬

rungen zu dulden .
(4) Die untere Wasserbehörde ordnet gegenüber den
betroffenen Eigentümern oder Nutzungsberechtig¬
ten die gemäß den Absätzen 2 und 3 zu duldenden
Maßnahmen durch schriftlichen Bescheid an . Der
Wasserwerksbetreiber soll vorher gehört werden .
Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung
zu versehen und dem Duldungspflichtigen zuzustel¬
len sowie dem Wasserwerksbetreiber nachrichtlich
zur Kenntnis zu geben . Die Duldungspflichtigen ha¬
ben insoweit angeordnete Maßnahmen auf eigen Ko¬
sten zu treffen oder die Kosten solcher Maßnahmen
zu tragen , als sie dazu schon nach allgemein gelten¬
dem Recht verpflichtet sind oder verpflichtet werden
können .

§ 8
Genehmigung

( 1 ) Über die Genehmigung nach §§ 3 Abs . 2 , 4 Abs . 2
und 5 Abs . 2 entscheidet die untere Wasserbehörde .
Handlungen , die nach anderen Bestimmungen einer
Erlaubnis , Bewilligung , einer Genehmigung oder ei¬
ner sonstigen behördlichen Zulassung bedürfen , be¬
dürfen einer besonderen Genehmigung nach den
Vorschriften dieser Verordnung nicht , wenn schon
die anderen Bestimmungen einen hinreichenden
Schutz ermöglichen . Dies gilt nicht für Handlungen ,
die lediglich einer Anzeige bedürfen . Entscheidun¬
gen von Behörden , die nicht Wasserbehörden sind ,
die sich auf das Wasserschutzgebiet beziehen , erge¬
hen im Einvernehmen mit der unteren Wasserbe¬
hörde , es sei denn , die Entscheidung ergeht im Plan¬
feststellungsverfahren (§ 14 Abs . 4 S . 2 LWG) .
( 2 ) Dem Genehmigungsantrag sind in vierfacher
Ausfertigung Unterlagen , wie Beschreibung , Pläne ,
Zeichnungen und Nachweisungen beizufügen , so¬
weit sie zur Beurteilung des Antrages erforderlich
sind . Anträge , die mangelhaft sind oder ohne ausrei¬
chende Unterlagen vorgelegt werden , können ohne
weiteres zurückgewiesen werden , wenn der Antrag¬
steller die ihm mitgeteilten Mängel innerhalb der
ihm gesetzten Frist nicht behebt . Der Antragsteller
ist auf diese Folgen hinzuweisen .
( 3 ) Die untere Wasserbehörde beteiligt den Wasser¬
werksbetreiber und holt vor ihrer Entscheidung die
Stellungnahme des Staatlichen Amtes für Wasser -
und Abfallwirtschaft , in landwirtschaftlichen Fra¬
gen auch der Landwirtschaftskammer Rheinland ,
ein . Will die untere Wasserbehörde Bedenken des
Staatlichen Amtes für Wasser - und Abfallwirtschaft
nicht Rechnung tragen , so hat sie die Weisung der
oberen Wasserbehörde einzuholen . Sind Betriebe ,
die der Bergaufsicht unterligen , betroffen , so ist das
zuständige Bergamt zu hören .
(4) Die Genehmigung kann mit Bedingungen und
Auflagen versehen und befristet werden . Sie kann
zurückgenommen oder nachträglich mit zusätzli¬
chen Anforderungen versehen oder weiteren Ein¬
schränkungen unterworfen werden , soweit es das
Interesse der öffentlichen Wasserversorgung gebie¬
tet , das Grundwasser im Rahmen dieser Verordnung
vor nachteiligen Einwirkungen zu schützen , die bei
der Erteilung der Genehmigung nicht voraussehbar
waren . Die Vorschriften des allgemeinen Ordnungs¬
rechts bleiben unberührt .
( 5 ) Der mit Rechtsbehelfsbelehrung versehene Be¬
scheid über den Genehmigungsantrag ist dem An¬
tragsteller zuzustellen . Dem Wasserwerksbetreiber
ist die Entscheidung nachrichtlich bekanntzugeben .
( 6 ) Die Genehmigung erlischt , wenn innerhalb eines
Jahres nach Erteilung der Genehmigung mit der
Ausführung des Vorhabens nicht begonnen oder die
Ausführung ein Jahr unterbrochen worden ist . Die
Frist nach Satz 1 kann auf schriftlichen Antrag je¬
weils bis zu einem Jahr verlängert werden .
( 7 ) Die Genehmigung darf nur erteilt werden , soweit
eine Gefährdung der öffentlichen Wasserversorgung
nicht zu besorgen ist oder durch Auflagen bzw . Be¬
dingungen verhütet werden kann . Die Genehmigung
kann für eine bestimmte Anzahl in der Zukunft lie¬
gender einzelner Handlungen gleicher Art erteilt
werden .

§ 9
Anzeigen

( 1 ) Anzeigen gem . §§ 4 Abs . 1 Nr . 12 , 5 Abs . 1 Nr . 7 der
Verordnung müssen bis zum 1 . August des Jahres für



364

das am 1 . Oktober beginnende Wirtschaftsjahr bei
der unteren Wasserbehörde erfolgen . Sie können
sich auch auf bis zu drei aufeinander folgende Wirt¬
schaftsjahre beziehen .
Die Anzeige muß
- die zu düngende Fläche ,
- den beabsichtigten Anbau ,
- die voraussichtlich aufzubringende Menge an mi¬

neralischen und organischen Düngemitteln , ein¬
schließlich des Zeitraumes und der Anzahl der
Düngergaben

erkennen lassen .
( 2 ) Änderungen des Anbauverhältnisses von 5 Pro¬
zentpunkten bei Gemüse und von 10 Porzentpunkten
bei allen anderen Kulturen sind ebenfalls anzeige¬
pflichtig . Dies gilt auch für die Erhöhung der Dünge¬
mittelmenge , einer Veränderung des Düngemittel¬
zeitraumes oder der Anzahl der Düngergaben .
( 3 ) Sofern die Anzeige eine Besorgnis im Sinne der
§§ 4 Abs . 1 Nr . 12 , 5 Abs . 1 Nr . 7 der Verordnung
begründet , bestimmt die untere Wasserbehörde die
zulässige landwirtschaftliche Nutzung . In diesem
Fall gilt § 8 Abs . 3 der Verordnung entsprechend .

§ 10
Befreiungen

( 1 ) Die untere Wasserbehörde kann auf Antrag von
den Verboten der §§ 3- 6 dieser Verordnung Befrei¬
ung erteilen , wenn
1 . Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Abwei¬

chung erfordern oder
2 . das Verbot zu einer offenbar nicht beabsichtigten

Härte führt und die Abweichung mit den Belan¬
gen des Wohls der Allgemeinheit , insbesondere
des Gewässerschutzes im Sinne dieser Verord¬
nung , vereinbar ist .

(2 ) Dem Wasserwerksbetreiber kann auf Antrag von
der unteren Wasserbehörde Befreiung von den Ge¬
nehmigungsvorbehalten und Verboten dieser Ver¬
ordnung erteilt werden , soweit dies zum Betrieb der
Wassergewinnungs - und Versorgungsanlage erfor¬
derlich und mit den Belangen des Wohls der Allge¬
meinheitvereinbar ist .
(3 ) Im Übrigen gelten die Vorschriften des § 8 ent¬
sprechend .

§ 11
Andere Rechtsvorschriften

Die in der Verordnung über Anlagen zum Lagern ,
Abfüllen und Umschlagen wassergefährdender
Stoffe (VAwS) vom 31 . 7 . 1981 (GV. NW. S . 490 ) und in
anderen Rechtsvorschriften vorgesehenen Anzeige - ,
Genehmigungs - oder anderen behördlichen Zulas¬
sungspflichten , Beschränkungen und Verbote blei¬
ben unberührt .

§ 12
Entschädigung

Stellt eine Anordnung nach dieser Verordnung eine
Enteignung dar , so befindet die obere Wasserbe¬
hörde auf Antrag des Betroffenen über die Entschä¬
digung gemäß §§ 19 Abs . 2 , 20 WHG und §§ 15 Abs . 2 ,
134,135,154- 156 LWG.

§ 13
Ordnungswidrigkeiten

( 1 ) Ordnungswidrig im Sinne von § 41 Abs . 1 Nr . 2
WHG , § 161 Abs . 1 Nr . 2 LWG handelt , wer vorsätzlich

oder fahrlässig eine nach §§ 3 Abs . 1,4 Abs . 1 , 5 Abs . 1
oder 6 Abs . 3 dieser Verordnung verbotene Handlung
ohne die Befreiung nach § 10 vornimmt .
(2 ) Ordnungswidrig im Sinne von § 41 Abs . 1 Nr . 2
WHG , § 161 Abs . 1 Nr . 2 LWG handelt , wer vorsätzlich
oder fahrlässig eine nach §§ 3 Abs . 2 , 4 Abs . 2 oder 5
Abs . 2 dieser Verordnung genehmigungspflichtige
Handlung ohne die Genehmigung nach § 8 vor¬
nimmt .
( 3 ) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße
bis zu 100 000,- DM geahndet werden .

§ 14
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag
ihrer Verkündung im Amtsblatt für den Regierungs¬
bezirk Düsseldorf in Kraft . Sie hat gemäß § 14 Abs . 3
LWG eine Geltungsdauer von 40 Jahren .

Der Regierungspräsident
als obere Wasserbehörde
Dr . Strich

Abi . Reg . Ddf . 1985 S . 358

628 Ordnungsbehördliche Verordnung
zur Festsetzung eines Wasserschutzgebietes für das

Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlage
Emmerich I (Helenenbusch ) der Stadtwerke

Emmerich (Wasserwerksbetreiber )
- Wasserschutzgebietsverordnung

Emmerich/Helenenbusch -
vom 9 . Dezember 1985

Der Regierungspräsident
54 .17 .02- ( 71 )

Düsseldorf , den 9 . Dezember 1985

Aufgrund des § 19 des Gesetzes zur Ordnung des
Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG - )
in der Fassung der Bekanntmachung vom 16 . 10 . 1976
(BGBl . I S . 3017 ) , zuletzt geändert durch Gesetz vom
28 . 3 . 1980 ( BGBl . I S . 373 ) , der §§ 14 , 15 , 116 , 136 , 138 ,
141 , 143 und 150 des Wassergesetzes für das Land
Nordrhein -Westfalen ( Landeswassergesetz - LWG- )
vom 4 . 7 . 1979 (GV. NW . S . 488/SGV . NW . 77 ) , zuletzt
geändert durch Gesetz vom 6 . 11 . 1984 (GV. NW. S .
663 ) und der §§ 12 , 25 , 27- 30 , 33 und 34 des Gesetzes
über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden
(Ordnungsbehördengesetz - OBG - ) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 13 . 5 . 1980 (GV. NW. S .
528/SGV . NW. 2060 ) , zuletzt geändert durch Gesetz
vom 19 . 3 . 1985 (GV. NW . S . 259 ) , wird im Einverneh¬
men mit dem Landesoberbergamt Dortmund ver¬
ordnet :

§ 1
Räumlicher Geltungsbereich

( 1 ) Im Interesse der öffentlichen Wasserversorgung
wird zum Schutz des Grundwassers im Einzugsge¬
biet der Wassergewinnungsanlage Emmerich -Hele¬
nenbusch der Stadtwerke Emmerich (Wasserwerks¬
betreiber ) in Emmerich ein Wasserschutzgebiet
festgesetzt .
(2 ) Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in die wei¬
tere Schutzzone (Zone III ) - diese unterteilt in zwei
Bereiche ( Zone III B und Zone III A) - , in die engere
Schutzzone (Zone II ) und in den Fassungsbereich
(Zone I ) .
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( 3) Das Wasserschutzgebiet erstreckt sich auf die
Gemarkungen :
Borghees , Fluren 1 teilweise ( tlw .) , 2 bis 4 ;Hüthum , Fluren 3 tlw ., 4 tlw ., 11 tlw .;Klein -Netterden , Fluren 1 , 2 tlw ., 4 tlw ., 9 tlw ., 10 tlw .,
1-^ i
Emmerich , Fluren 1 , 2 , 3 tlw ., 4 tlw ., 5 tlw ., 31 tlw ., 32
tlw ., 33 .
(4 ) Über das Wasserschutzgebiet und seine Schutz¬
zonen gibt die als Anlage zu dieser Verordnung an¬
gefügte Überischtskarte im Maßstab 1 : 25000 einen
Überblick . Im einzelnen ergibt sich die genaue Ab¬
grenzung des Wasserschutzgebietes und seiner
Schutzzonen aus der Schutzgebietskarte im Maßstab
1 : 5000, in der die Zone III B braun , die Zone III A
gelb , die Zone II grün und die Zone I rot angelegt
sind . Die Anlage und die Schutzgebietskarte sind
Bestandteile dieser Verordnung .
Die Verordnung liegt mit Anlage und Schutzgebiets¬
karte vom Tage des Inkrafttretens an (§ 14 ) zu jeder¬
manns Einsicht während der Dienststunden aus :
1 . bei dem Regierungspräsidenten in Düsseldorf

- obere Wasserbehörde - ,
2 . bei dem Oberkreisdirektor in Kleve

- untere Wasserbehörde - ,
3 . bei dem Stadtdirektor in Emmerich .
( 5 ) Die Zonen des Wasserschutzgebietes gelten im
Rahmen der Regelungen dieser Verordnung als be¬
sonders schutzbedürftig im Sinne des § 68 Abs . 2 Nr . 2
des Bundesleistungsgesetzes - BLG - in der Fassung
vom 27 . 9 . 1961 ( BGBl . I S . 1769) , zuletzt geändert
durch § 34 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 20 .
12 . 1976 ( BGBl . IS . 3574 ) .

§ 2
Begriffsbestimmungen

( 1 ) Abwasser im Sinne dieser Verordnung sind das
durch häuslichen , gewerblichen , landwirtschaftli¬
chen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaf¬
ten veränderte und das bei Trockenwetter damit zu¬
sammen abfließende Wasser ( Schmutzwasser ) sowie
das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebau¬
ten oder befestigten Flächen abfließende Wasser
( Niederschlagswasser ) .
(2 ) Radioaktive Stoffe im Sinne dieser Verordnung
sind die in § 2 des Gesetzes über die friedliche Ver¬
wendung der Kernenergie und den Schutz gegen
ihre Gefahren (Atomgesetz ) in der Fassung der Be¬
kanntmachung vom 15 . 7 . 1985 (BGBl . I S . 1565) , auf¬
geführten Stoffe .

( 3 ) Wassergefährdende Stoffe sind feste , flüssige und
gasförmige Stoffe , insbesondere
- Säuren , Laugen ,
- Alkalimetalle , Siliziumlegierungen mit über 30

v . H . Silizium , metallorganische Verbindungen ,
Halogene , Säurehalogenide , Metallkarbonyle und
Beizsalze ,

- Mineral - und Teeröle sowie deren Produkte ,
- flüssige sowie wasserlösliche Kohlenwasserstoffe ,

Alkohole , Aldehyde , Ketone , Ester , halogen - , Stick¬
stoff - und schwefelhaltige organische Verbindun¬
gen ,

- Gifte ,
- Jauche , Gülle und mineralische Düngemittel ,
- Silagesickersaft und Molke ,

die geeignet sind , die physikalische , chemische oder
biologische Beschaffenheit des Wassers nachteilig
zu verändern .
Zu diesen Stoffen gehören auch die
- im Katalog wassergefährdender Stoffe - Bek . d.

BMI vom 1 . 3 . 1985 - U III 6- 523 074/3 - (GMB1 .
S . 175) ,

- in den Listen I und II der Richtlinien des Rates der
Europäischen Gemeinschaft über den Schutz des
Grundwassers gegen Verschmutzung durch be¬
stimmte gefährliche Stoffe vom 17 . 12 . 1979 (Rund¬
erlaß des Ministers für Ernährung , Landwirtschaft
und Forsten des Landes Nordrhein -Westfalen
vom 18 . 8 . 1981 - Az : III A 2- 601/4- 26543 - , MB1 . NW.
Nr . 92 vom 28 . 10 . 1981) und

- die in den Anlagen 1 , 2 und 3 der Pflanzenschutz -
Anwendungsverordnung vom 19 . 12 . 1980 (BGBl . I
S . 2335 ) , geändert durch W vom 2 . 8 . 1982 , ( BGBl . I
S . 1125 ) ,

aufgeführten Stoffe , Stoffgruppen oder Stoffamilien .
Die wassergefährdenden Stoffe werden nach dem
Katalog wassergefährdender Stoffe des Bundesmi¬
nisters des Innern in folgende Wassergefährdungs¬
klassen (WGK) eingeteilt :
WGK 3 = stark wassergefährdende Stoffe ,
WGK 2 = wassergefährdende Stoffe ,
WGK 1 = schwach wassergefährdende Stoffe .
(4 ) Gülle im Sinne dieser Verordnung sind die Ge¬
mische aus Kot - und Harnausscheidungen von Rin¬
dern , Schweinen oder Geflügel , auch vermischt mit
Wasser sowie deren natürliche Umwandlungspro¬
dukte . Zur Gülle im Sinne dieser Verordnung gehö¬
ren auch die Ausscheidungen von Geflügel ohne Zu¬
satz von Wasser sowie deren natürliche Umwand¬
lungsprodukte (Geflügelkot ) .
Jauche im Sinne dieser ordnungsbehördlichen Ver¬
ordnung sind die Harnausscheidungen von Rindern
oder Schweinen , auch vermischt mit Wasser .
Anteile an Einstreu oder Futterresten gelten als
unerheblich .
( 5) Dungeinheiten im Sinne dieser Verordnung ist
das Gülle - , Jauche - oder Festmistvolumen , das 80 kg
Stickstoff , bewertet als Gesamtstickstoff , enthält .
Als Dungeinheit gilt die von einer bestimmten An¬
zahl von Tieren einer Tiergruppe während eines
Jahres erzeugte Gülle - , Jauche - oder Festmist¬
menge . Der Berechnung einer Dungeinheit für Gülle
sind folgende während eines Jahres gehaltene Tier¬
gruppen und Tierzahlen zugrunde zu legen :
Rinder über zwei Jahre 1,5
Jungrinder (über 3 Monatebis zwei Jahre ) 3
Kälber (bis 3 Monate ) 9
Zuchtsauen mit Ferkeln bis 20 kg 3
Schweine über 20 kg 7
Legehennen 100
Junghennen 300
Masthähnchen 300
Mastenten 150
Mastputen 100
Fällt in Betrieben auch Festmist an , sind bei der
Berechnung einer Dungeinheit für Tiere , die mit
Einstreu gehalten werden , die Tierzahlen die einer
Dungeinheit für Gülle zugrunde liegen , mit dem
Faktor 1,5 zu multiplizieren .
Wird ein Tier nicht während eines ganzen Jahres
gehalten , wachsen Tiere der genannten Tiergruppen
in eine andere Tiergruppe hinein oder findet ein Üm-
schlag des Bestandes einer Tiergruppe statt , wird die
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in der jeweiligen Tiergruppe im Jahresdurchschnitt
vorhandene Anzahl der Tiere der Berechnung der
Dungeinheit zugrunde gelegt .
Bei Gülle von verschiedenen Tiergruppen sind die
der jeweiligen Tiergruppe entsprechenden Dungein¬
heiten oder deren Bruchteile zusammenzuzählen .
( 6 ) Pflanzenbehandlungsmittel sind Pflanzenschutz¬
mittel und Wachstumsregler .
Pflanzenschutzmittel sind Stoffe , die dazu bestimmt
sind , Pflanzen vor Schadorganismen oder Krankhei¬
ten oder Pflanzenerzeugnisse vor Schadorganismen
zu schützen ; ausgenommen sind Wasser , Düngemit¬
tel im Sinne des Düngemittelgesetzes und Stoffe , die
dazu bestimmt sind , die Widerstandsfähigkeit von
Pflanzen gegen Schadorganismen oder Krankheiten
zu erhöhen , ohne toxisch zu wirken .
Wachstumsregler sind Stoffe , die dazu bestimmt
sind , die Lebensvorgänge von Pflanzen zu beeinflus¬
sen , ohne ihrer Ernährung zu dienen ; ausgenommen
sind die in Satz 2 aufgeführten Stoffe .
(7 ) Gewerbliche Anlagen im Sinne dieser Verord¬
nung sind Anlagen , die dazu bestimmt sind , Stoffe
herzustellen , zu bearbeiten , zu behandlen , zu verar¬
beiten , zu lagern , abzulagern , zu befördern oder weg¬
zuleiten .

§ 3
Schutz in der Zone III B

( 1 ) In der Zone III B sind verboten :
1 . die Versickerung - ausgenommen das großflä¬

chige Versickern von schwach belastetem Nie¬
derschlagswasser - oder Versenkung von Ab¬
wasser oder radioaktiven Stoffen ;

2 . die Errichtung oder Erweiterung von gewerbli¬
chen Anlagen , die radioaktive oder wasserge¬
fährdende Abfälle oder Abwasser abstoßen ,
wenn diese Stoffe nicht vollständig und sicher
aus dem Schutzgebiet hinausgebracht oder aus¬
reichend behandelt werden ;

3 . die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen
zum Ablagern , Aufhalden oder Beseitigen durch
Einbringen in den Untergrund von radioaktiven
oder wassergefährdenden Stoffen , insbesondere
von Hausmüll und hausmüllähnlichen Stoffen
sowie von Abfällen aus Gewerbe und Industrie ,
die Ablagerung von nachteilig veränderten mi¬
neralischen Stoffen , insbesondere von Bau¬
schutt ;

4 . das Aufschütten , Ablagern und Verkippen von
Bergematerial sowie die Ablagerung von
Schlamm in Schlammteichen ;

5 . die Errichtung von Fernleitungen für wasserge¬
fährdende Stoffe , ausgenommen Soleleitungen ;

6 . die Lagerung , Behandlung oder Verwendung von
wassergefährdenden Stoffen sowie von Stoffen ,
die wassergefährdende Stoffe enthalten , soweit
hierdurch die Gefahr der Auslaugung , Ab¬
schwemmung oder Einschwemmung in das
Grundwasser hervorgerufen wird ;

7 . die Verwendung von Pflanzenbehandlungsmit¬
teln , soweit diese nicht ausdrücklich nach der
Gebrauchsanweisung auf der Verpackung für
die Verwendung in den einzelnen Zonen von
Wasserschutzgebieten zugelassen sind , die un¬
sachgemäße Verwendung zugelassener Pflan¬
zenbehandlungsmittel und deren Verwendung
bei der Gefahr der Abschwemmung in eine Zone ,
für die das Mittel nicht zugelassen ist ;

8 . jede Düngung , die über das für eine ordnungsge¬
mäße Land - und Forstwirtschaft erforderliche
Maß hinausgeht ( Überdüngung ) ;

9 . die Neueinrichtung von militärischen Anlagen ,
soweit diese nicht aus zwingenden Gründen der
Verteidigung erforderlich sind ;

10 . die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung , Be¬
arbeitung , Verarbeitung und Spaltung von Kern¬
brennstoffen , zur Aufarbeitung bestrahlter
Kernbrennstoffe und zur Erzeugung ionisieren¬
der Strahlen .

( 2 ) In der Zone III B sind genehmigungspflichtig ,
soweit nicht nach § 3 Abs . 1 dieser Verordnung ver¬
boten :

1 . die Erstellung , Erweiterung oder wesentliche
Veränderung von Anlagen zum Sammeln , Fort¬
leiten , Behandeln , Einleiten , Verregnen und Ver¬
rieseln von Abwasser sowie zum Entwässern von
Klärschlamm ; hierzu gehören insbesondere
Sandfiltergräben , Trockenbeete , Abwassergru¬
ben , Kanalisationsnetze - einschließlich einzel¬
ner Sammler und Sammlerabschnitte - , Regen¬
becken und Abwasserbehandlungsanlagen ;

2 . die Errichtung , Erweiterung , Verlegung oder we¬
sentliche Veränderung von Betrieben , die unter
Verwendung oder Abstoß radioaktiver oder was¬
sergefährdender Stoffe arbeiten ;

3 . die Errichtung , Erweiterung oder wesentliche
Veränderung von Anlagen zur Behandlung oder
Beseitigung von Abfällen und von Anlagen die
der Lagerung oder Behandlung von Autowracks ,
Kraftfahrzeugschrott und Altreifen dienen ;

4 . die Errichtung oder die wesentliche Verände¬
rung von Rohrleitungsanlagen für wasserge¬
fährdende Stoffe ;

5 . Errichtung , Erweiterung oder wesentliche Ver¬
änderung von Anlagen zum Lagern , Behandeln ,
Abfüllen , Umschlagen oder Vertreiben wasser¬
gefährdender Stoffe , insbesondere von Tankstel¬
len ;

6 . das Aufbringen von Klärschlamm ;
7 . die Errichtung , Erweiterung oder wesentliche

Veränderung von militärischen Anlagen inner¬
halb vorhandener Liegenschaften der Streit¬
kräfte ;

8 . die Errichtung oder Erweiterung von Rastanla¬
gen , Parkplätzen oder Stellplätzen für mehr als
10 Kraftfahrzeuge ;

9 . der Bau neuer oder die wesentliche Veränderung
bestehender Straßen und Wege sowie umfang¬
reiche Unterhaltungsmaßnahmen ;

10 . der Umgang mit offenen radioaktiven Stoffen ;
11 . Abgrabungen und Erdaufschlüsse , auch deren

Erweiterung , ausgenommen sind Maßnahmen
von weniger als 10 m 2 Grundfläche oder 1 m
Tiefe und Baugruben für einfache Wohnbebau¬
ung .

§ 4
Schutz in den Zonen III A

( 1 ) In der Zone III A sind verboten :
1 . die in der Zone III B verbotenen Handlungen ;
2 . die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen

zur Behandlung , Verregnung oder Verrieselung
von Abwasser - ausgenommen schwach belaste¬
tes Niederschlagswasser aus der Dachentwässe¬
rung - , das Einleiten
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- von geklärtem Abwasser in oberirdische Ge¬
wässer , die die Zone II durchfließen ,

- von ungeklärtem Abwasser in oberirdische
Gewässer sowie

- von Abwasser jeder Art in den Untergrund ,
die Abwasserlandbehandlung , Untergrundver -
rieselung , das Entwässern von Klärschlamm ,
Abwasserbehandlungsanlagen ( Kläranlagen ) -
ausgenommen Regenbecken Sandfiltergräben
und Abwassergruben ;

3 . die Errichtung , Erweiterung oder Verlegung von
gewerblichen Anlagen , die unter Verwendung
wassergefährdender Stoffe der Wassergefähr¬
dungsklassen 2 und 3 betrieben werden sowie die
Errichtung , Erweiterung oder Verlegung von ge¬
werblichen Anlagen , die unter Abstoß wasserge¬
fährdender Stoffe betrieben werden ;

4 . die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen
zur Behandlung oder Beseitigung von Abfällen
und von Anlagen , die der Lagerung oder Behand¬
lung von Autowracks , Kraftfahrzeugschrott oder
Altreifen dienen ;

5 . die Errichtung von Rohrleitungsanlagen für
wassergefährdende Stoffe ; ausgenommen sind
Rohrleitungen innerhalb von Wohn - und Be¬
triebsgrundstücken , sofern sie durch ausrei¬
chende Sicherheitsvorkehrungen gegen ein Aus¬
treten von Flüssigkeiten in den Untergrund ge¬
sichert sind ;

6 . die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen
zum Lagern radioaktiver oder wassergefährden¬
der Stoffe mit Ausnahme von Heizöl für den
Hausgebrauch sowie von Dieselöl für landwirt¬
schaftliche Betriebe , wenn die erforderlichen Si¬
cherheitsmaßnahmen für Bau , Transport , Fül¬
lung , Lagerung und Betrieb getroffen und einge¬
halten werden , ebenfalls ausgenommen sind La¬
gerung von Pflanzenbehandlungsmitteln sowie
von organischem oder mineralischem Dünger
auf abgedichteten Flächen oder in dichten Be¬
hältern ;

7 . die Errichtung oder Erweiterung von Umschlag - ,
Abfüll - und Vetriebsstellen für wassergefähr¬
dende oder radioaktive Stoffe , insbesondere für
Heizöl und Dieselöl ;

8 . die Anlage oder Erweiterung von Gartenbaube¬
trieben und Intensivkulturen , ausgenommen
solche Betriebe , von denen keine Besorgnis einer
Gewässerverunreinigung ausgeht ;

9 . das Aufbringen von Klärschlamm oder die Ent¬
leerung von Wagen der Fäkalienabfuhr , ausge¬
nommen an Fäkalienannahmestellen und zuge¬
lassenen Einleitungsstellen in die Kanalisation ;

10 . Intensiv - und Massentierhaltung ;
11 . die Anlage von Gärfuttermieten ohne dichte Auf¬

fangvorrichtung für Gärsäfte , ausgenommen
Gärfuttermieten , bei denen keine Gärsäfte an¬
fallen ;

12 . das Aufbringen von Gülle , Jauche , Festmist oder
Geflügelkot
a ) in einer Menge von mehr als 2 Dungeinheiten

je Hektar jährlich
b ) sofern die Dungstoffe nach der Anfuhr nicht

sofort verteilt werden ,
c) bei Gefahr der oberirdischen Abschwem¬

mung ,
d) bei tiefgefrorenem oder schneebedecktem

Boden , bis zum völligen Auftauen des Bodens ,

e) in der Zeit vom 15 . Oktober bis 15 . Februar ;
das Aufbringen von Geflügelkot auf Acker¬
land auch in der Zeit vom 31 . August bis 15 .
Oktober , wenn nicht unmittelbar danach wei¬
terer Fruchtanbau erfolgt ; hiervon ausge¬
nommen ist das Aufbringen von Gülle , Jauche
oder Festmist auf Grünland sowie auf Acker¬
land mit einem Bestand bodendeckender ,
winterharter Haupt - und Zwischenfrüchte ,
wenn der Bestand nicht vor dem 1 . Februar
umgebrochen wird , in der Zeit vom 1 . bis 15 .
Februar und vom 15 . bis 31 . Oktober ,

f) ohne vorherige Anzeige bei der zuständigen
unteren Wasserbehörde
oder
über die angezeigte Menge hinaus
oder
soweit dies zu der Besorgnis einer nachteili¬
gen Veränderung eines Gewässers hinsicht¬
lich seiner physikalischen , chemischen oder
biologischen Beschaffenheit führt ;

13 . die Neuerrichtung von militärischen Anlagen ;
14 . Manöver und Übungen von Streitkräften oder

anderen Organisationen ; ausgenommen hiervon
sind militärische Handlungen , die das ober - und
unterirdische Wasser nicht gefährden oder be¬
einträchtigen können ;

15 . die Verwendung von auswasch - oder auslaugba¬
ren wassergefährdenden Materialien , von Mate¬
rialien aus Halden , von Waschbergen , von
Schlacken der chemischen Industrie und der
Hüttenindustrie , von kontaminierten Sanden ,
von Müllverbrennungsrückständen und von
teerhaltigen Stoffen - nicht jedoch Bitumen - im
Straßen - , Wege - und Wasserbau ;

16 . Naßabgrabungen oder Abgrabungen und Erd¬
aufschlüsse , die tiefer als 1 m über den höchsten
Grundwasserstand gehen , sowie Erdaufschlüsse ,
bei denen eine schlecht reinigende Schicht frei¬
gelegt wird und keine ausreichende und dauer¬
hafte Sicherung zum Schutz des Grundwassers
vorgenommen werden kann ;

17 . die Errichtung von Rangierbahnhöfen ;
18 . die Errichtung oder Wiederherstellung baulicher

Anlagen , wenn das Abwasser nicht vollständig
und sicher aus der Zone III A hinausgeleitet wird
oder wenn bei der Errichtung Stoffe verwendet
werden , bei denen die Gefahr der Auswaschung
oder Auslaugung wassergefährdender Stoffe be¬
steht ;

19 . die Errichtung oder Erweiterung von Start - ,
Lande - und Sicherheitsflächen sowie die Ein¬
richtung von Anflugsektoren und Notabwurf -
plätzen des Luftverkehrs ;

20 . die Versenkung von Kühlwasser ;
21 . die Neuanlage und die Erweiterung von Friedhö¬

fen ;
22 . Bohrungen zum Aufsuchen oder Gewinnen von

Erdöl , Erdgas , Kohlensäure , Mineralwasser , Salz ,
radioaktiven Stoffen sowie zur Herstellung von
Kavernen ;

23 . Schiffahrt mit Fahrzeugen mit Verbrennungs¬
motor auf oberirdischen Gewässern ;

24 . Motorsportveranstaltungen außerhalb von befe¬
stigten Wegen und Straßen .

( 2 ) In der Zone III A sird genehmigungspflichtig ,
soweit nicht gemäß §§ 3 Abs . 1,4 Abs . 1 verboten :

1 . die in der Zone III B genehmigungspflichtigen
Handlungen ;



368

2 . die wesentliche Veränderung gewerblicher An¬
lagen sowie die Veränderung des Betriebes von
Anlagen , die unter Verwendung wassergefähr¬
dender Stoffe der Wassergefährdungsklassen 2
oder 3 oder unter Verwendung radioaktiver
Stoffe betrieben werden und die wesentliche
Veränderung gewerblicher Anlagen sowie die
Veränderung des Betriebes von Anlagen , die un¬
ter Abstoß wassergefährdender und radioaktiver
Stoffe betrieben werden ;

3 . die Veränderung von Rohrleitungsanlagen zum
Befördern wassergefährdender Stoffe ;

4 . die Veränderung von Anlagen zum Abfüllen ,
Umschlagen und Vertreiben von wassergefähr¬
denden und radioaktiven Stoffen ;

5 . die Veränderung von Anlagen zum Lagern was¬
sergefährdender Stoffe aller Art ;

6 . die wesentliche Erweiterung des Viehbestandes
in landwirtschaftlichen Betrieben ;

7 . die Umwandlung von Wald oder Dauergrünland
in Ackerflächen , der Maisanbau ;

8 . die Neuanlage oder Erweiterung von Kleingär¬
ten oder Gartenbaubetrieben ;

9 . die Errichtung , Erweiterung oder wesentliche
Veränderung von Bahnanlagen ;

10 . die Errichtung , Wiederherstellung , wesentliche
Veränderung oder Nutzungsänderung von bauli¬
chen Anlagen einschließlich Lager - und Ausstel¬
lungsplätzen , Dauercamping - und Dauerzelt¬
plätzen ;

11 . die Veränderung von Start - , Lande - und Sicher¬
heitsflächen des Luftverkehrs ;

12 . die Errichtung oder Veränderung von Heizungs¬
und Kühlanlagen , die in ihrem Betrieb die Bo¬
den - oder Grundwassertemperatur ausnutzen
(Wärmepumpen ) und das Versickern von Kühl¬
wasser ;

13 . Bohrungen aller Art ;
14 . die Errichtung oder Erweiterung eines Badebe¬

triebes an oberirdischen Gewässern .

§ 5
Schutz in der Zone II

( 1 ) In der Zone II sind verboten :
1 . die in den Zonen III B und III A verbotenen

Handlungen ;
2 . die Errichtung , Erweiterung , wesentliche Verän¬

derung oder der Betrieb von Algen zum Sam¬
meln , Fortleiten oder Einleiten von Abwasser
oder zur Schlammentwässerung , der Betrieb von
Anlagen zur Verregnung , Verrieselung , Versik -
kerung , Versenkung oder Behandlung von Ab¬
wasser , das Durchleiten von Abwasser ;

3 . der Betrieb von gewerblichen Anlagen , die was¬
sergefährdende oder radioaktive Stoffe verwen¬
den oder abstoßen ;

4 . die Ablagerung von Abfällen ;
5 . das Umfüllen , Umschlagen , Abfüllen , Vertreiben

oder die Lagerung wassergefährdender oder ra¬
dioaktiver Stoffe einschließlich Heizöl und Die¬
selöl sowie von Pflanzenbehandlungs - und Dün¬
gemitteln ;

6 . das Aufbringen von Gülle , Jauche oder Geflügel¬
kot ;

7 . jede Düngung

a ) ohne vorherige Anzeige bei der zuständigen
unteren Wasserbehörde
oder

b) über die angezeigte Menge hinaus
oder

c ) soweit dies zu der Besorgnis der nachteiligen
Veränderung eines Gewässers hinsichtlich
seiner physikalischen , chemischen oder bio¬
logischen Beschaffenheit führt ;

8 , die Bewässerung mit hygienisch nicht einwand¬
freiem Wasser ;

9 . die Anlage von Gärfuttermieten ;
10 . der Umbruch von Dauergrünland sowie die Um¬

wandlung von Wald in Ackerflächen , der Maisan¬
bau ;

11 . die Anlage oder Erweiterung von Kleingärten ;
12 . Intensivbeweidung , Viehansammlungen oder

Pferche ;
13 . militärische Handlungen aller Art , ausgenom¬

men das Durchfahren auf klassifizierten
Straßen , das oberirdische Verlegen von leichten
Feldkabeln sowie die Bewegung zu Fuß ;

14 . der Bau von Wegen , Straßen , Bahnlinien und
sonstigen Verkahrsanlagen sowie die Neuein¬
richtung oder Erweiterung von Parkplätzen und
Rastanlagen ;

15 . die Verwendung wassergefährdender Streumit¬
tel ;

16 . der Transport radioaktiver oder wassergefähr¬
dender Stoffe ;

17 . die Einrichtung von Baustellen , insbesondere
von Wohn - und Lagerbaracken bzw . -wagen , und
Baustofflagern ;

18 . das Reparieren , Warten oder Reinigen von Fahr¬
zeugen und Maschinen , insbesondere Wagenwa¬
schen und Ölwechsel ;

19 . der Umgang mit radioaktiven Stoffen ;
20 . Abgrabungen , Erdaufschlüsse oder Bodenein¬

griffe jeder Art , durch die die belebte Bodenzone
verletzt oder die Deckschichten vermindert wer¬
den , vor allem die Anlage von Kies - , Sand - , Torf¬
und Tongruben sowie von Einschnitten ; die ord¬
nungsgemäße land - und forstwirtschaftliche Bo¬
denbearbeitung ist hiervon nicht betroffen ;

21 . die Herstellung von Dränen , Vorflutgräben oder
Fischteichen sowie von Gräben oder oberirdi¬
schen Gewässern , die mit Abwasser oder wasser¬
gefährdenden Stoffen belastet sind ;

22 . die Errichtung , Wiederherstellung oder Erweite¬
rung von baulichen Anlagen , insbesondere von
gewerblichen und landwirtschaftlichen Betrie¬
ben , Stallungen und Gärfuttersilos , von Cam¬
ping - und Wochenendplätzen sowie von Sportan¬
lagen ;

23 . die Errichtung von Heizungs - und Kühlanlagen ,
die bei ihrem Betrieb die Boden - oder Grund¬
wassertemperatur ausnutzen (Wärmepumpen ) ;

24 . die Benutzung von Friedhöfen ;
25 . Zelten , Lagern und jeder Badebetrieb an oberir¬

dischen Gewässern ;
26 . die Errichtung von Anlagen zum Güterumschlag ;
27 . Bergbau , wenn er zur Zerreißung schützender

Deckschichten , zu Einmuldungen oder zu offe¬
nen Wasseransammlungen führt ;

28 . Sprengungen .
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( 2 ) In der Zone II sind genehmigungspflichtig , soweit
nicht gemäß §§ 3 Abs . 1 , 4 Abs . 1 oder 5 Abs . 1 dieser
Verordnung verboten :

1 . die in den Zonen III B und III A genehmigungs¬
pflichtigen Handlungen ;

2 . Unterhaltungsmaßnahmen an Wegen und
Straßen ;

3 . die Veränderung baulicher Anlagen .

§ 6
Schutz in der Zone I

( 1 ) In der Zone I sind nur gestattet :
1 . Errichtung , Betrieb und Unterhaltung der Was-

sergewinnungs - und Versorgungsanlagen sowie
der erforderlichen zugehörigen Einrichtungen ;
hierzu gehören jedoch nicht Betriebsgebäude und
Aufbereitungsanlagen ;

2 . die ordnungsgemäße Unterhaltung der Grund¬
stücke ohne Verwendung chemischer Mittel zur
Schädlings - und Aufwuchsbekämpfung und ohne
Düngung ;

3 . Maßnahmen zur Beobachtung oder Untersuchung
des Wassers und des Bodens .

( 2 ) Die Zone I darf nur von den Bediensteten des
Wasserwerksbetreibers , der Wasserbehörden und
Gesundheitsbehörden oder mit deren besonderen
Genehmigung auch von Dritten betreten werden so¬
wie von denjenigen Personen , denen ein Betretungs -
recht aufgrund sonstiger gesetzlicher Bestimmun¬
gen zusteht .
( 3 ) In der Zone I sind verboten :
1 . die in den Zonen III B , III A und II verbotenen

oder genehmigungspflichtigen Handlungen ;
2 . die Verwendung von Pflanzenbehandlungsmit¬

teln ;
3 . jede Düngung ;
4 . jede landwirtschaftliche Nutzung ;
5 . jeder Fahr - und Fußgängerverkehr .

§ 7
Duldungspflichten

( 1 ) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von
Grundstücken im Wasserschutzgebiet haben die
wasserbehördliche Überwachung des Wasserschutz¬
gebietes , insbesondere die Befolgung der Vorschrif¬
ten dieser Verordnung und der nach ihr getroffenen
Anordnungen sowie Beobachtungen der Gewässer
und des Bodens gemäß §§ 19 Abs . 2 Nr . 2,21WHG und
§§ 116,117 und 167 Abs . 2 LWG zu dulden .
(2 ) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten ha¬
ben zu dulden , daß rechtmäßig erstellte bestehende
Anlagen und sonstige Einrichtungen an die Vor¬
schriften der Verordnung angepaßt oder beseitigt
und erforderliche Sicherungsmaßnahmen getroffen
werden .
( 3 ) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von
Grundstücken in den Zonen III B bis I sind darüber
hinaus verpflichtet ,
1 . Errichtung , Betrieb und Unterhaltung von Ein¬

richtungen zur Sicherung der Zone I gegen unbe¬
fugtes Betreten ,

2 . das Aufstellen , die Unterhaltung oder die Beseiti¬
gung von Hinweis - , Warn - , Gebots - und Verbots¬
zeichen ,

3 . das Auffüllen von Mulden und Erdaufschlüssen ,

4 . das Betreten der Grundstücke durch Bedienstete
der zuständigen Behörden zur Beobachtung , Mes¬
sung und Untersuchung des Grundwassers und
zur Entnahme von Bodenproben .

5 . die Anlage und den Betrieb von Grundwasser¬
beobachtungsbrunnen ,

6 . das Verrohren von Gewässern oder Gräben ,
7 . die Errichtung und Unterhaltung von Anlagen zur

Sicherung gegen Überschwemmungen und
8 . das Beseitigen von Erdaufschlüssen oder Ablage¬

rungen
zu dulden .
(4) Die untere Wasserbehörde ordnet gegenüber den
betroffenen Eigentümern oder Nutzungsberechtig¬
ten die gemäß den Absätzen 2 und 3 zu duldenden
Maßnahmen durch schriftlichen Bescheid an . Der
Wasserwerksbetreiber soll vorher gehört werden .
Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung
zu versehen und dem Duldungspflichtigen zuzustel¬
len sowie dem Wasserwerksbetreiber nachrichtlich
zur Kenntnis zu geben . Die Duldungspflichtigen ha¬
ben nur insoweit angeordnete Maßnahmen auf ei¬
gene Kosten zu treffen oder die Kosten solcher Maß¬
nahmen zu tragen , als sie dazu schon nach allgemein
geltendem Recht verpflichtet sind oder verpflichtet
werden können .

§ 8
Genehmigung

( 1 ) Über die Genehmigungen nach §§ 3 Abs . 2,4 Abs . 2
und 5 Abs . 2 entscheidet die untere Wasserbehörde ,
Handlungen , die nach anderen Bestimmungen einer
Erlaubnis , Bewilligung , einer Genehmigung oder ei¬
ner sonstigen behördlichen Zulassung bedürfen , be¬
dürfen einer besonderen Genehmigung nach den
Vorschriften dieser Verordnung nicht , wenn schon
die anderen Bestimmungen einen hinreichenden
Schutz ermöglichen . Dies gilt nicht für Handlungen ,
die lediglich einer Anzeige bedürfen . Entscheidun¬
gen von Behörden , die nicht Wasserbehörden sind ,
die sich auf das Wasserschutzgebiet beziehen , erge¬
hen im Einvernehmen mit der unteren Wasserbe¬
hörde , es sei denn , die Entscheidung ergeht im Plan¬
feststellungsverfahren ( § 14 Abs . 4 S . 2 LWG) .
( 2 ) Dem Genehmigungsantrag sind in vierfacher
Ausfertigung Unterlagen , wie Beschreibung , Pläne ,
Zeichnungen und Nachweisungen beizufügen , so¬
weit sie zur Beurteilung des Antrages erforderlich
sind . Anträge , die mangelhaft sind oder ohne ausrei¬
chende Unterlagen vorgelegt werden , können ohne
weiteres zurückgewiesen werden , wenn der Antrag¬
steller die ihm mitgeteilten Mängel innerhalb der
gesetzten Frist nicht behebt . Der Antragsteller ist
auf diese Folgen hinzuweisen .
( 3 ) Die untere Wasserbehörde beteiligt den Wasser¬
werksbetreiber und holt vor ihrer Entscheidung die
Stellungnahme des Staatlichen Amtes für Wasser -
und Abfallwirtschaft , in landwirtschaftlichen Fra¬
gen auch der Landwirtschaftskammer Rheinland ,
ein . Will die untere Wasserbehörde Bedenken des
Staatlichen Amtes für Wasser - und Abfallwirtschaft
nicht Rechnung tragen , so hat sie die Weisung der
oberen Wasserbehörde einzuholen . Sind Betriebe ,
die der Bergaufsicht unterliegen , betroffen , so ist das
zuständige Bergamt zu hören .
(4) Die Genehmigung kann mit Bedingungen und
Auflagen versehen und befristet werden . Sie kann
zurückgenommen oder nachträglich mit zusätzli¬
chen Anforderungen versehen oder weiteren Ein¬
schränkungen unterworfen werden , soweit es das
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Interesse der öffentlichen Wasserversorgung gebie¬
tet , das Grundwasser im Rahmen dieser Verordnung
vor nachteiligen Einwirkungen zu schützen , die bei
der Erteilung der Genehmigung nicht voraussehbar
waren . Die Vorschriften des allgemeinen Ordnungs¬
rechts bleiben unberührt .
( 5) Der mit Rechtsbehelfsbelehrung versehene Be¬
scheid über den Genehmigungsantrag ist dem An¬
tragsteller zuzustellen . Dem Wasserwerksbetreiber
ist die Entscheidung nachrichtlich bakanntzugeben .
( 6 ) Die Genehmigung erlischt , wenn innerhalb eines
Jahres nach Erteilung der Genehmigung mit der
Ausführung des Vorhabens nicht begonnen oder die
Ausführung ein Jahr unterbrochen worden ist . Die
Frist nach Satz 1 kann auf schriftlichen Antrag je¬
weils bis zu einem Jahr verlängert werden .
(7 ) Die Genehmigung darf nur erteilt werden , soweit
eine Gefährdung der öffentlichen Wasserversorgung
nicht zu besorgen ist oder durch Auflagen bzw . Be¬
dingungen verhütet werden kann . Die Genehmigung
kann für eine bestimmte Anzahl in der Zukunft lie¬
gender einzelner Handlungen gleicher Art erteilt
werden .

§ 9
Anzeigen

( 1 ) Anzeigen gem . §§ 4 Abs . 1 Nr . 12 , 5 Abs . 1 Nr . 7 der
Verordnung müssen bis zum 1 . August des Jahres für
das am 1 . Oktober beginnende Wirtschaftsjahr bei
der unteren Wasserbehörde erfolgen . Sie können
sich auch auf bis zu drei aufeinander folgende Wirt¬
schaftsjahre beziehen .
Die Anzeige muß
- die zu düngende Fläche ,
- den beabsichtigten Anbau ,
- die voraussichtlich aufzubringende Menge an mi¬

neralischen und organischen Düngemitteln , ein¬
schließlich des Zeitraumes und der Anzahl der
Düngergaben

erkennen lassen .
(2 ) Änderungen des Anbauverhältnisses von 5 Pro¬
zentpunkten bei Gemüse und von 10 Prozentpunkten
bei anderen Kulturen sind ebenfalls anzeigepflich¬
tig . Dies gilt auch für die Erhöhung der Düngemittel¬
menge , eine Veränderung des Düngezeitraumes
oder der Anzahl der Düngergaben .
( 3 ) Sofern die Anzeige eine Besorgnis im Sinne der
§§ 4 Abs . 1 Nr . 12 , 5 Abs . 1 Nr . 7 der Verordnung
begründet , bestimmt die untere Wasserbehörde die
zulässige landwirtschaftliche Nutzung . In diesem
Fall gilt § 8 Abs . 3 der Verordnung entsprechend .

§ 10
Befreiungen

( 1 ) Die untere Wasserbehörde kann auf Antrag von
den Verboten der §§ 3- 6 dieser Verordnung Befrei¬
ung erteilen , wenn
1 . Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Abwei¬

chung erfordern oder
2 . das Verbot zu einer offenbar nicht beabsichtigten

Härte führt und die Abweichung mit den Belan¬
gen des Wohls der Allgemeinheit , insbesondere
des Gewässerschutzes im Sinne dieser Verord¬
nung , vereinbar ist .

(2 ) Dem Wasserwerksbetreiber kann auf Antrag von
der unteren Wasserbehörde Befreiung von den Ge¬
nehmigungsvorbehalten und Verboten dieser Ver¬
ordnung erteilt werden , soweit dies zum Betrieb der

Wassergewinnungs - und -Versorgungsanlage erfor¬
derlich und mit den Belangen des Wohls der Allge¬
meinheitvereinbar ist .
( 3 ) Im übrigen gelten die Vorschriften des § 8 ent¬
sprechend .

§ 11
Andere Rechtsvorschriften

Die in der Verordnung über Anlagen zum Lagern ,Abfüllen und Umschlagen wassergefährdender
Stoffe (VAwS ) vom 31 . 7 . 1981 ( GV. NW. S . 490 ) und in
anderen Rechtsvorschriften vorgesehenen Anzeige - ,
Genehmigungs - oder anderen behördlichen Zulas¬
sungspflichten , Beschränkungen und Verbote blei¬
ben unberührt .

§ 12
Entschädigung

Stellt eine Anordnung nach dieser Verordnung eine
Enteignung dar , so befindet die obere Wasserbe¬
hörde auf Antrag des Betroffenen über die Entschä¬
digung gemäß §§ 19 Abs . 3 , 20 WHG und §§ 15 Abs . 2 ,
134,135,154- 156 LWG.

§ 13
Ordnungswidrigkeiten

( 1 ) Ordnungswidrig im Sinne von § 41 Abs . 1 Nr . 2
WHG , § 161 Abs . 1 Nr . 2 LWG handelt , wer vorsätzlich
oder fahrlässig eine nach §§ 3 Abs . 1,4 Abs . 1,5 Abs . 1
oder 6 Abs . 3 dieser Verordnung verbotene Handlung
ohne die Befreiung nach § 10 vornimmt .
( 2 ) Ordnungswidrig im Sinne von § 41 Abs . 1 Nr . 2
WHG , § 161 Abs . 1 Nr . 2 LWG handelt , wer vorsätzlich
oder fahrlässig eine nach §§ 3 Abs . 2 , 4 Abs . 2 oder 5
Abs . 2 dieser Verordnung genehmigungspflichtige
Handlung ohne die Genehmigung nach § 8 vor¬
nimmt .
( 3 ) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße
bis zu 100000, - DM geahndet werden .

§ 14
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag
ihrer Verkündung im Amtsblatt für den Regierungs¬
bezirk Düsseldorf in Kraft . Sie hat gemäß § 14 Abs . 3
LWG eine Geltungsdauer von 40 Jahren .

Der Regierungspräsident
als obere Wasserbehörde
Dr . Strich

Abi . Reg . Ddf . 1985 S . 364

629 Ordnungsbehördliche Verordnung
zur Festsetzung eines Wasserschutzgebietes für das

Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlage
Emmerich II (Vrasselt) der Stadtwerke Emmerich

(Wasserwerksbetreiber ) .
- Wasserschutzgebietsverordnung

Emmerich/V rasselt -
vom 9 . Dezember 1985

Der Regierungspräsident
54 .17 .02- (72)

Düsseldorf , den 9 . Dezember 1985

Aufgrund des § 19 des Gesetzes zur Ordnung des
Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG - )
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in der Fassung der Bekanntmachung vom 16 . 10 . 1976
(BGBl . I S . 3017 ) , zuletzt geändert durch Gesetz vom
28 . 3 . 1980 ( BGBL I S . 373 ) , der §§ 14 , 15 , 116, 136, 138,
141 , 143 und 150 des Wassergesetzes für das Land
Nordrhein -Westfalen ( Landeswassergesetz - LWG- )
vom 4 . 7 . 1979 (GV. NW . S . 488/SGV . NW . 77) , zuletzt
geändert durch Gesetz vom 6 . 11 . 1984 ( GV . NW .
S . 663) und der §§ 12,25,27- 30,33 und 34 des Gesetzes
über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden
( Ordnungsbehördengesetz - OBG - ) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 13 . 5 . 1980 (GV . NW . S .
528/SGV . NW. 2060 ) , zuletzt geändert durch Gesetz
vom 19 . 3 . 1985 (GV . NW . S . 259) , wird im Einverneh¬
men mit dem Landesoberbergamt Dortmund ver¬
ordnet :

§ 1
Räumlicher Geltungsbereich

( 1 ) Im Interesse der öffentlichen Wasserversorgung
wird zum Schutz des Grundwassers im Einzugsge¬
biet der Wassergewinnungsanlage Emmerich -Vras -
selt der Stadtwerke Emmerich (Wasserwerksbetrei¬
ber ) in Emmerich ein Wasserschutzgebiet festge¬
setzt .
( 2 ) Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in die wei¬
tere Schutzzone (Zone III ) , die engere Schutzzone
( Zone II ) und in den Fassungsbereich (Zone I ) .
( 3 ) Das Wasserschutzgebiet erstreckt sich auf die
Gemarkungen :
Vrasselt , Fluren 2 teilweise (tlw .) , 3 tlw .;
Praest , Fluren 1 tlw ., 8 tlw .
(4 ) Über das Wasserschutzgebiet und seine Schutz¬
zonen gibt die als Anlage zu dieser Verordnung an¬
gefügte Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25000 einen
Überblick . Im einzelnen ergibt sich die genaue Ab¬
grenzung des Wasserschutzgebietes und seiner
Schutzzonen aus der Schutzgebietskarte im Maßstab
1 : 5 000 , in der die Zone III gelb , die Zone II grün und
die Zone I rot angelegt sind . Die Anlage und die
Schutzgebietskarte sind Bestandteile dieser Verord¬
nung .
Die Verordnung liegt mit Anlage und Schutzgebiets¬
karte vom Tage des Inkrafttretens an (§ 13 ) zu jeder¬
manns Einsicht während der Dienststunden aus :
1 . bei dem Regierungspräsidenten in Düsseldorf

- obere Wasserbehörde
2 . bei dem Oberkreisdirektor in Kleve

- untere Wasserbehörde - ,
3 . bei dem Stadtdirektor in Emmerich .
( 5) Die Zonen des Wasserschutzgebietes gelten im
Rahmen der Regelungen dieser Verordnung als be¬
sonders schutzbedürftig im Sinne des § 68 Abs . 2 Nr . 2
des Bundesleistungsgesetztes - BLG - in der Fas¬
sung vom 27 . 9 . 1961 ( BGBl . IS . 1769) , zuletzt geändert
durch § 34 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 20 .
12 . 1976 ( BGBl . IS . 3574 ) .

§ 2
Begriffsbestimmungen

( 1 ) Abwasser im Sinne dieser Verordnung sind das
durch häuslichen , gewerblichen , landwirtschaftli¬
chen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaf¬
ten veränderte und das bei Trockenwetter damit zu¬
sammen abfließende Wasser (Schmutzwasser ) sowie
das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebau¬
ten oder befestigten Flächen abfließende Wasser
(Niederschlagswasser ) .
(2 ) Radioaktive Stoffe im Sinne dieser Verordnung
sind die in § 2 des Gesetzes über die friedliche Ver¬

wendung der Kernenergie und den Schutz gegen
ihre Gefahren (Atomgesetz ) in der Fassung der Be¬
kanntmachung vom 15 . 7 . 1985 (BGBl . I S . 1565 ) , auf¬
geführten Stoffe .

( 3 ) Wassergefährdende Stoffe sind feste , flüssige und
gasförmige Stoffe , insbesondere
- Säuren , Laugen ,
- Alkalimetalle , Siliziumlegierungen mit über 30

v . H . Silizium , metallorganische Verbindungen ,
Halogene , Säurehalogenide , Metallkarbonyle und
Beizsalze ,

- Mineral - und Teeröle sowie deren Produkte ,
- flüssige sowie wasserlösliche Kohlenwasserstoffe ,

Alkohole , Aldehyde , Ketone , Ester , halogen - , Stick¬
stoff - und schwefelhaltige organische Verbindun¬
gen ,

- Gifte ,
Jauche , Gülle und mineralische Düngemittel ,
- Silagesickersaft und Molke ,
die geeignet sind , die physikalische , chemische oder
biologische Beschaffenheit des Wassers nachteilig
zu verändern .
Zu diesen Stoffen gehören auch die
- im Katalog wassergefährdender Stoffe - Bek . d.
BMIvom 1 . 3 . 1985 - U III 6- 523 074/3 - (GMB1 . S . 175) ,
- in den Listen I und II der Richtlinien des Rates der
Europäischen Gemeinschaft über den Schutz des
Grundwassers gegen Verschmutzung durch be¬
stimmte gefährliche Stoffe vom 17 . 12 . 1979 (Runder¬
laß des Ministers für Ernährung , Landwirtschaft und
Forsten des Landes Nordrhein -Westfalen vom 18 . 8 .
1981 - Az : III A 2- 601/4- 265543 - , MB1 . NW. Nr . 92 vom
28 . 10 . 1981 ) und
- die in den Anlagen 1 , 2 und 3 der Pflanzenschutz -
Anwendungsverordnung vom 19 . 12 . 1980 (BGBl . I S .
2335 ) , geändert durch W vom 2 . 8 . 1982 , ( BGBl . I S .
1125 ) ,
aufgeführten Stoffe , Stoffgruppen oder Stoffamilien .
Die wassergefährdenden Stoffe werden nach dem
Katalog wassergefährdender Stoffe des Bundesmi¬
nisters des Innern in folgende Wassergefährdungs¬
klassen (WGK ) eingeteilt :
WGK 3 = stark wassergefährdende Stoffe ,
WGK 2 = wassergefährdende Stoffe ,
WGK 1 = schwach wassergefährdende Stoffe .
(4 ) Gülle im Sinne dieser Verordnung sind die Ge¬
mische aus Kot- und Harnausscheidungen von Rin¬
dern , Schweinen oder Geflügel , auch vermischt mit
Wasser sowie deren natürliche Umwandlungspro¬
dukte . Zur Gülle im Sinne dieser Verordnung gehö¬
ren auch die Ausscheidungen von Geflügel ohne Zu¬
satz von Wasser sowie deren natürliche Umwand¬
lungsprodukte (Geflügelkot ) .
Jauche im Sinne dieser ordnungsbehördlichen Ver¬
ordnung sind die Harnausscheidungen von Rindern
oder Schweinen , auch vermischt mit Wasser .
Anteile an Einstreu oder Futterresten gelten als
unerheblich .
( 5 ) Dungeinheiten im Sinne dieser Verordnung ist
das Gülle - , Jauche - oder Festmistvolumen , das 80 kg
Stickstoff , bewertet als Gesamtstickstoff , enthält .
Als Dungeinheit gilt die von einer bestimmten An¬
zahl von Tieren einer Tiergruppe während eines
Jahres erzeugte Gülle - , Jauche - oder Festmist -
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menge . Der Berechnung einer Dungeinheit sind fol¬
gende während eines Jahres gehaltene Tiergruppen
und Tierzahlen zugrunde zu legen :
Rinder über zwei Jahre 1,5
Jungrinder (über 3 Monate bis zwei Jahre ) 3
Kälber (bis 3 Monate ) 9
Zuchtsauen mit Ferkeln bis 20 kg 3
Schweine über 20 kg 7
Legehennen 100
Junghennen 300
Masthähnchen 300
Mastenten 150
Mastputen 100
Fällt in Betrieben auch Festmist an , sind bei der
Berechnung einer Dungeinheit für Tiere , die mit
Einstreu gehalten werden , die Tierzahlen , die einer
Dungeinheit für Gülle zugrunde liegen , mit dem
Faktor 1,5 zu multiplizieren .
Wird ein Tier nicht während eines ganzen Jahres
gehalten , wachsen Tiere der genannten Tiergruppen
in eine andere Tiergruppe hinein oder findet ein Um¬
schlag des Bestandes einer Tiergruppe statt , wird die
in der jeweiligen Tiergruppe im Jahresdurchschnitt
vorhandene Anzahl der Tiere der Berechnung der
Dungeinheit zugrunde gelegt .
Bei Gülle von verschiedenen Tiergruppen sind die
der jeweiligen Tiergruppe entsprechenden Dungein¬
heiten oder deren Bruchteile zusammenzuzählen .
(6 ) Pflanzenbehandlungsmittel sind Pflanzenschutz¬
mittel und Wachstumsregler .
Pflanzenschutzmittel sind Stoffe , die dazu bestimmt
sind , Pflanzen vor Schadorganismen oder Krankhei¬
ten oder Pflanzenerzeugnisse vor Schadorganismen
zu schützen ; ausgenommen sind Wasser , Düngemit¬
tel im Sinne des Düngemittelgesetzes und Stoffe , die
dazu bestimmt sind , die Widerstandsfähigkeit von
Pflanzen gegen Schadorganismen oder Krankheiten
zu erhöhen , ohne toxisch zu wirken .
Wachstumsregler sind Stoffe , die dazu bestimmt
sind , die Lebensvorgänge von Pflanzen zu beeinflus¬
sen , ohne ihrer Ernährung zu dienen ; ausgenommen
sind die in Satz 2 aufgeführten Stoffe .
(7 ) Gewerbliche Anlagen im Sinne dieser Verord¬
nung sind Anlagen , die dazu bestimmt sind , Stoffe
herzustellen , zu bearbeiten , zu behandeln , zu verar¬
beiten , zu lagern , abzulagern , zu befördern oder weg¬
zuleiten .

§ 3
Schutz in der Zone III

( 1 ) In der Zone III sind verboten :
1 . die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen

zur Verregnung , Verrieselung oder Versickerung
von Abwasser mit Ausnahme von schwach bela¬
stetem Niederschlagswasser aus der Dachent¬
wässerung , die Versickerung und Versenkung
von Abwasser , die Abwasserlandbehandlung , die
Untergrundverrieselung , das Entwässern von
Klärschlamm , das Einleiten
a ) von geklärtem Abwasser in oberirdische Ge¬

wässer , die die Zone II durchfließen ,
b) von ungeklärtem Abwasser in oberirdische

Gewässer sowie
c) von Abwasser jeder Art in den Untergrund ,

Abwasserbehandlungsanlagen ( Kläranlagen )- ausgenommen Regenbecken - , Sandfilter¬
gräben und Abwassergruben ;

2 . die Errichtung , Erweiterung oder Verlegung von
gewerblichen Anlagen , die unter Verwendung

wassergefährdender Stoffe der Wassergefähr¬
dungsklassen 2 und 3 betrieben werden sowie die
Errichtung , Erweiterung oder Verlegung von ge¬
werblichen Anlagen , die unter Abstoß wasserge¬
fährdender Stoffe betrieben werden ;

3 . die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen
zum Ablagern , Aufhalden oder Beseitigen durch
Einbringen in den Untergrund von radioaktiven
oder wassergefährdenden Stoffen , insbesondere
von Hausmüll und hausmüllähnlichen Stoffen
sowie von Abfällen aus Gewerbe und Industrie ,die Ablagerung von nachteilig veränderten mi¬
neralischen Stoffen , insbesondere von Bau¬
schutt ;

4 . das Aufschütten , Ablagern oder Verkippen von
Bergematerial sowie die Ablagerung von
Schlamm in Schlammteichen ;

5 . die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen ,
zur Behandlung oder Beseitigung von Abfällen ,
und von Anlagen , die der Lagerung oder Behand¬
lung von Autowracks , Kraftfahrzeugschrott oder
Altreifen dienen ;

6 . die Errichtung oder Erweiterung von Fernleitun¬
gen für wassergefährdende Stoffe sowie von
Rohrleitungsanlagen für wassergefährdende
Stoffe ; ausgenommen sind Rohrleitungen inner¬
halb von Wohn - und Betriebsgrundstücken , so¬
fern sie durch ausreichende Sicherheitsvorkeh¬
rungen gegen ein Austreten von Flüssigkeit in
den Untergrund gesichert sind ;

7 . die Lagerung , Behandlung oder Verwendung von
wassergefährdenden Stoffen sowie von Stoffen ,
die wassergefährdende Stoffe enthalten , soweit
hierdurch die Gefahr der Auslaugung , Ab¬
schwemmung oder Einschwemmung in das
Grundwasser zu besorgen ist ;

8 . die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen
zum Lagern radioaktiver oder wassergefährden -
der Stoffe , ausgenommen Heizöl für den Haus¬
gebrauch sowie Dieselöl für landwirtschaftliche
Betriebe , wenn die erforderlichen Sicherheits¬
maßnahmen für Bau , Transport , Füllung , Lage¬
rung und Betrieb getroffen und eingehalten wer¬
den ; ebenfalls ausgenommen sind die Lagerung
von Pflanzenbehandlungsmitteln sowie von or¬
ganischem oder mineralischem Dünger auf ab¬
gedichteten Flächen oder in dichten Behältern ;

9 . die Errichtung oder Erweiterung von Um¬
schlags - , Abfüll - oder Vertriebsstellen für was¬
sergefährdende Stoffe , insbesondere für Heizöl
und Dieselöl ;

10 . die Verwendung von Pflanzenbehandlungsmit¬
teln , soweit diese nicht ausdrücklich nach der
Gebrauchsanweisung auf der Verpackung für
die Verwendung in den einzelnen Zonen von
Wasserschutzgebieten zugelassen sind , die un¬
sachgemäße Verwendung zugelassener Pflan¬
zenbehandlungsmittel und deren Verwendung
bei Gefahr der Abschwemmung in eine Zone , für
die das Mittel nicht zugelassen ist ;

11 . jede Düngung , die über das für eine ordnungsge¬
mäße Land - und Forstwirtschaft erforderliche
Maß hinausgeht ( Überdüngung ) ;

12 . das Aufbringen von Jauche , Gülle , Festmist oder
Geflügelkot
a) in einer Menge von mehr als 2 Dungeinheiten

je Hektar jährlich ,
b ) sofern die Dungstoffe nach der Anfuhr nicht

sofort verteilt werden oder bei Gefahr der
oberirdischen Abschwemmung ,
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c) in der Zeit vom 15 . 10 bis 15 . 2 .; das Aufbringen
von Geflügelkot auf Ackerland , auch in der
Zeit vom 31 . 8 . bis 15 . 10 ., wenn nicht unmittel¬
bar danach weiterer Fruchtanbau erfolgt ;
hiervon ausgenommen ist das Aufbringen von
Gülle , Jauche oder Festmist auf Grünland so¬
wie auf Ackerland mit einem Bestand boden¬
deckender , winterharter Haupt - und Zwi¬
schenfrüchte , wenn der Bestand nicht vor
dem 1 . 2 . umgebrochen wird , in der Zeit vom 1 .
bis 15 . 2 . und vom 15 . bis 31 . 10 .;

d) bei tiefgefrorenem oder schneebedecktem
Boden bis zum völligen Auftauen des Bodens ;

e ) ohne vorherige Anzeige bei der zuständigen
unteren Wasserbehörde oder
über die angezeigte Menge hinaus oder
soweit dies zu der Besorgnis einer nachteili¬
gen Veränderung eines Gewässers hinsicht¬
lich seiner physikalischen , chemischen oder
biologischen Beschaffenheit führt ;

13 . die Anlage oder Erweiterung von Gartenbaube¬
trieben und Intensivkulturen , ausgenommen
solche Betriebe , bei denen keine Besorgnis einer
Gewässerverunreinigung besteht ;

14 . das Aufbringen von Klärschlamm und die Ent¬
leerung von Wagen der Fäkalienabfuhr , ausge¬
nommen an Fäkalienannahmestellen und zuge¬
lassenen Einleitungsstellen in die Kanalisation ;

15 . Intensiv - und Massentierhaltung ;
16 . die Anlage von Gärfuttermieten ohne dichte Auf¬

fangvorrichtung für Gärsäfte , ausgenommen
Gärfuttermieten , bei denen keine Gärsäfte an¬
fallen ;

17 . die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung , Be¬
arbeitung , Verarbeitung oder Spaltung von
Kernbrennstoffen , zur Aufarbeitung bestrahlter
Kernbrennstoffe oder zur Erzeugung ionisieren¬
der Strahlen sowie die Versickerung oder Ver¬
senkung von radioaktiven Stoffen ;

18 . die Neuerrichtung militärischen Anlagen ;
19 . Manöver oder Übungen von Streitkräften und

anderen Organisationen ; ausgenommen hiervon
sind militärische Handlungen , die das ober - und
unterirdische Wasser nicht gefährden oder be¬
einträchtigen können ;

20 . die Verwendung von auswasch - oder auslaugba¬
ren wassergefährdenden Materialien , von Mate¬
rialien aus Halden , von Waschbergen , von
Schlacken der chemischen Industrie und der
Hüttenindustrie , von kontaminierten Sanden ,
von Müllverbrennungsrückständen und von
teerhaltigen Stoffen - nicht jedoch Bitumen - im
Straßen - , Wege - und Wasserbau ;

21 . Naßabgrabungen oder Abgrabungen und Erd¬
aufschlüsse , die tiefer als 1 m über den höchsten
Grundwasserstand gehen , sowie Erdaufschlüsse ,
bei denen eine schlecht reinigende Schicht frei¬
gelegt wird und keine ausreichend und dauer¬
hafte Sicherung zum Schutz des Grundwassers
vorgenommen werden kann ;

22 . die Errichtung von Rangierbahnhöfen ;
23 . die Errichtung oder Wiederherstellung baulicher

Anlagen , wenn das Abwasser - ausgenommen
schwach belastetes Niederschlagswasser aus der
Dachentwässerung - nicht vollständig und si¬
cher aus der Zone III hinausgeleitet wird oder
wenn bei der Errichtung Stoffe verwendet wer¬
den , bei denen die Gefahr der Auswaschung oder
Auslaugung wassergefährdender Stoffe besteht ;

24 . die Errichtung oder Erweiterung von Start - ,
Lande - oder Sicherheitsflächen sowie die Ein¬
richtung von Anflugsektoren oder Notabwurf -
plätzen des Luftverkehrs ;

25 . die Versenkung von Kühlwasser ;
26 . die Neuanlage oder die Erweiterung von Fried¬

höfen ;
27 . Bohrungen zum Aufsuchen oder Gewinnen von

Erdöl , Erdgas , Kohlensäure , Mineralwasser , Salz ,
radioaktiven Stoffen sowie zur Herstellung von
Kavernen ;

28 . Schiffahrt mit Fahrzeugen mit Verbrennungs¬
motor auf oberirdischen Gewässern ;

29 . Motorsportveranstaltungen außerhalb von befe¬
stigten Wegen und Straßen .

(2 ) In der Zone III sind genehmigungspflichtig , so¬
weit nicht gemäß § 3 Abs . 1 dieser Verordnung verbo¬
ten :

1 . die Errichtung , Erweiterung oder wesentliche
Veränderung von Anlagen zum Sammeln , Fort¬
leiten , Einleiten , Behandeln , Verregnen und Ver¬
rieseln von Abwasser sowie zum Entwässern von
Klärschlamm ; hierzu gehören insbesondere
Trockenbeete , Kanalisationsnetze einschließlich
einzelner Sammler und Sammlerabschnitte , Re¬
genbecken , Abwasserbehandlungsanlagen , Ab¬
wassergruben und Sandfiltergräben ;

2 . die Errichtung , Erweiterung , wesentliche Verän¬
derung oder Verlegung gewerblicher Anlagen ,
die unter Verwendung wassergefährdender
Stoffe betrieben werden sowie die wesentliche
Veränderung gewerblicher Anlagen , die unter
Abstoß radioaktiver oder wassergefährdender
Stoffe betrieben werden ;

3 . die wesentliche Veränderung von Anlagen zur
Behandlung oder Beseitigung von Abfällen und
von Anlagen , die der Lagerung oder Behandlung
von Autowracks , Kraftfahrzeugschrott oder Alt¬
reifen dienen ;

4 . die wesentliche Veränderung von Rohrleitungs¬
anlagen für wassergefährdende Stoffe ;

5 . die wesentliche Veränderung von Anlagen zum
Lagern , Umschlagen , Abfüllen oder Vertreiben
radioaktiver oder wassergefährdender Stoffe so¬
wie die Lagerung solcher Stoffe ;

6 . die wesentliche Erweiterung des Viehbestandes
in landwirtschaftlichen Betrieben ;

7 . die Umwandlung von Wald und Dauergrünland
in Ackerflächen , der Maisanbau ;

8 . die Neuanlage oder Erweiterung von Kleingär¬
ten oder Dauerkleingärten , die Anlage oder Er¬
weiterung von Gartenbaubetrieben ;

9 . die Errichtung , Erweiterung oder wesentliche
Veränderung von militärischen Anlagen inner¬
halb vorhandener Liegenschaften der Streit¬
kräfte ;

10 . die Errichtung oder Erweiterung von Rastanla¬
gen , Parkplätzen oder Stellplätzen für mehr als
10 Kraftfahrzeuge ;

11 . die Errichtung , Erweiterung oder wesentliche
Veränderung von Bahnanlagen ;

12 . die Errichtung , Wiederherstellung , wesentliche
Veränderung oder Nutzungsänderung von bauli¬
chen Anlagen einschließlich Lager - und Ausstel¬
lungsplätzen , Dauercamping - und Dauerzelt¬
plätzen ;
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13 . die Veränderung von Start - , Lande oder Sicher¬
heitsflächen des Luftverkehrs ;

14 . die Errichtung oder Veränderung von Heizungs¬
und Kühlanlagen , die in ihrem Betrieb die Bo¬
den - oder Grundwassertemperatur ausnutzen
(Wärmepumpem ) , das Versickern von Kühlwas¬
ser ;

15 . Bohrungen aller Art ;
16 . die Errichtung oder Erweiterung eines Badebe¬

triebes an oberirdischen Gewässern ;
17 . der Umgang mit offenen radioaktiven Stoffen ;
18 . Abgrabungen und Erdaufschlüsse auch deren

Erweiterung , ausgenommen sind Maßnahmen ,
von weniger als 10 qm Grundfläche oder 1 m
Tiefe und Baugruben für einfache Wohnbebau¬
ung .

§ 4
Schutz in der Zone II

( 1 ) In der Zone II sind verboten :
1 . die in der Zone III verbotenen Handlungen ;
2 . die Errichtung , Erweiterung , wesentliche Verän¬

derung oder der Betrieb von Anlagen zum Sam¬
meln , Fortleiten oder Einleiten von Abwasser
oder zur Schlammentwässerung , der Betrieb von
Anlagen zur Verregnung , Verrieselung , Versik -
kerung , Versenkung oder Behandlung von Ab¬
wasser , das Durchleiten von Abwasser ;

3 . der Betrieb von gewerblichen Anlagen , die was¬
sergefährdende oder radioaktive Stoffe verwen¬
den oder abstoßen ;

4 . die Ablagerung von Abfällen ;
5 . das Umfüllen , Umschlagen , Abfüllen , Vertreiben

oder die Lagerung wassergefährdender oder ra¬
dioaktiver Stoffe einschließlich Heizöl und Die¬
selöl sowie von Pflanzenbehandlungs - und Dün¬
gemitteln ;

6 . jede Düngung
a) ohne vorherige Anzeige bei der unteren Was¬

serbehörde
oder

b ) über die angezeigte Menge hinaus
oder

c ) soweit dies zu der Besorgnis der nachteiligen
Veränderung eines Gewässers hinsichtlich
seiner physikalischen , chemischen oder bio¬
logischen Beschaffenheit führt ;

7 . die Bewässerung mit hygienisch nicht einwand¬
freiem Wasser ;

8 . die Anlage von Gärfuttermieten ;
9 . der Umbruch von Dauergrünland sowie die Um¬

wandlung von Wald in Ackerflächen , der Maisan¬
bau ;

10 . die Anlage oder Erweiterung von Kleingärten ;
11 . Intensivbeweidung , Viehansammlungen oder

Pferche ;
12 . militärische Handlungen aller Art , ausgenom¬

men das Durchfahren auf klassifizierten
Straßen , das oberirdische Verlegen von leichten
Feldkabeln sowie die Bewegung zu Fuß ;

13 . der Bau von Wegen , Straßen , Bahnlinien und
sonstigen Verkehrsanlagen sowie die Neuein¬
richtung und Erweiterung von Parkplätzen und
Rastanlagen ;

14 . die Verwendung wassergefährdender Streumit¬
tel ;

15 . der Transport radioaktiver oder wassergefähr¬
dender Stoffe ;

16 . die Einrichtung von Baustellen , insbesondere
von Wohn - und Lagerbaracken bzw . -wagen , und
Baustofflagern ;

17 . das Reparieren , Warten oder Reinigen von Fahr¬
zeugen oder Maschinen , insbesondere Wagenwa¬
schen und Ölwechsel ;

18 . der Umgang mit radioaktiven Stoffen ;
19 . Abgrabungen , Erdaufschlüsse oder Bodenein¬

griffe jeder Art , durch die die belebte Bodenzone
verletzt oder die Deckschichten vermindert wer¬
den , vor allem die Anlage von Kies - , Sand - , Torf¬
und Tongruben sowie von Einschnitten ; die ord¬
nungsgemäße land - und forstwirtschaftliche Bo¬
denbearbeitung ist hiervon nicht betroffen ;

20 . die Herstellung von Dränen , Vorflutgräben oder
Fischteichen sowie von Gräben oder oberirdi¬
schen Gewässern , die mit Abwasser oder was¬
sergefährdenden Stoffen belastet sind ;

21 . die Errichtung , Wiederherstellung oder Erweite¬
rung von baulichen Anlagen , insbesondere von
gewerblichen und landwirtschaftlichen Betrie¬
ben , Stallungen oder Gärfuttersilos , von Cam¬
ping - und Wochenendplätzen sowie von Sportan¬
lagen ;

22 . die Errichtung von Heizungs - und Kühlanlagen ,
die bei ihrem Betrieb die Boden - oder Grund¬
wassertemperatur ausnutzen (Wärmepumpen ) ;

23 . die Benutzung von Friedhöfen ;
24 . Zelten , Lagern und jeder Badebetrieb an oberir¬

dischen Gewässern ;
25 . die Errichtung von Anlagen zum Güterumschlag ;
26 . Bergbau , wenn er zur Zerreißung schützender

Deckschichten , zu Einmuldungen oder zu offe¬
nen Wasseransammlungen führt ;

27 . Sprengungen .
(2 ) In der Zone II sind genehmigungspflichtig , soweit
nicht gemäß §§ 3 Abs . 1 , 4 Abs . 1 dieser Verordnung
verboten :

1 . die in der Zone III genehmigungspflichtigen
Handlungen ;

2 . Unterhaltungsmaßnahmen an Wegen oder
Straßen ;

3 . die Veränderung baulicher Anlagen .

§ 5
Schutz in der Zone I

( 1 ) In der Zone I sind nur gestattet :
1 . Errichtung , Betrieb oder Unterhaltung der Was-

sergewinnungs - und -Versorgungsanlagen sowie
der erforderlichen zugehörigen Einrichtungen ,
hierzu gehören jedoch nicht Betriebsgebäude und
Aufbereitungsanlagen ;

2 . die ordnungsgemäße Unterhaltung der Grund¬
stücke ohne Verwendung chemischer Mittel zur -
Schädlings - und Aufwuchsbekämpfung und ohne
Düngung ;

3 . Maßnahmen zur Beobachtung und Untersuchung
des Wassers und des Bodens .

(2 ) Die Zone I darf nur von den Bediensteten des
Wasserwerksbetreibers , der Wasserbehörden und



375

Gesundheitsbehörden oder mit deren besonderer
Genehmigung auch von Dritten betreten werden so¬
wie von denjenigen Personen , denen ein Betretungs -
recht aufgrund sonstiger gesetzlicher Bestimmun¬
gen zusteht .
( 3 ) In der Zone I sind verboten :
1 . die in den Zonen III und II verbotenen oder ge¬

nehmigungspflichtigen Handlungen ;
2 . die Verwendung von Pflanzenbehandlungsmit¬

teln ;
3 . jede Düngung ;
4 . jede landwirtschaftliche Nutzung ;
5 . jeder Fahr - oder Fußgängerverkehr .

§ 6
Duldungspflichten

( 1 ) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von
Grundstücken im Wasserschutzgebiet haben die
wasserbehördliche Überwachung des Wasserschutz¬
gebietes , insbesondere die Befolgung der Vorschrif¬
ten dieser Verordnung und der nach ihr getroffenen
Anordnungen sowie Beobachtungen der Gewässer
und des Bodens gemäß §§ 19 Abs . 2 Nr . 2,21WHG und
§§ 116,117und 167 Abs . 2 LWG zu dulden .
( 2 ) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten ha¬
ben zu dulden , daß rechtmäßig erstellte bestehende
Anlagen und sonstige Einrichtungen an die Vor¬
schriften der Verordnung angepaßt oder beseitigt
und erforderliche Sicherungsmaßnahmen getroffen
werden .
( 3 ) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von
Grundstücken in den Zonen III bis I sind darüner
hinaus verpflichtet ,
1 . Errichtung , Betrieb und Unterhaltung von Ein¬

richtungen zur Sicherung der Zone I gegen unbe¬
fugtes Betreten ,

2 . das Aufstellen , die Unterhaltung oder die Beseiti¬
gung von Hinweis - , Warn - , Gebots - und Verbots¬
zeichen ,

3 . das Auffüllen von Mulden und Erdaufschlüssen ,
4 . das Betreten der Grundstücke durch Bedienstete

der zuständigen Behörden zur Beobachtung , Mes¬
sung und Untersuchung des Grundwassers und
zur Entnahme von Bodenproben ,

5 . die Anlage und den Betrieb von Grundwasser¬
beobachtungsbrunnen ,

6 . das Verrohren von Gewässern oder Gräben ,
7 . die Errichtung und Unterhaltung von Anlagen zur

Sicherung gegen Überschwemmungen und
8 . das Beseitigen von Erdaufschlüssen und Ablage¬

rungen zu dulden .
(4 ) Die untere Wasserbehörde ordnet gegenüber den
betroffenen Eigentümern oder Nutzungsberechtig¬
ten die gemäß den Absätzen 2 und 3 zu duldenden
Maßnahmen durch schriftlichen Bescheid an . Der
Wasserwerksbetreiber soll vorher gehört werden .
Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung
zu versehen und dem Duldungspflichtigen zuzustel¬
len sowie dem Wasserwerksbetreiber nachrichtlich
zur Kenntnis zu geben . Die Duldungspflichtigen ha¬
ben nur insoweit angeordnete Maßnahmen auf eigen
Kosten zu treffen oder die Kosten solcher Maßnah¬
men zu tragen , als sie dazu schon nach allgemein
geltendem Recht verpflichtet sind oder verpflichtet
werden können .

§ 7
Genehmigung

( 1 ) Über die Genehmigungen nach §§ 3 Abs 2,4 Abs 2
entscheidet die untere Wasserbehörde . Handlungen ,
die nach anderen Bestimmungen einer Erlaubnis ,
Bewilligung , einer Genehmigung oder einer sonsti¬
gen behördlichen Zulassung bedürfen , bedürfen ei¬
ner besonderen Genehmigung nach den Vorschrif¬
ten dieser Verordnung nicht , wenn schon die ande¬
ren Bestimmungen einen hinreichenden Schutz er¬
möglichen . Dies gilt nicht für Handlungen , die ledig¬
lich einer Anzeige bedürfen . Entscheidungen von
Behörden , die nicht Wasserbehörden sind , die sich
auf das Wasserschutzgebiet beziehen , bedürfen des
Einvernehmens der unteren Wasserbehörde , es sei
denn , die Entscheidung ergeht im Planfeststellungs¬
verfahren (§ 14 Abs . 4 Satz 2 LWG) .
( 2 ) Dem Genehmigungsantrag sind in vierfacher
Ausfertigung Unterlagen , wie Beschreibung , Pläne ,
Zeichnungen und Nachweisungen beizufügen , so¬
weit sie zur Beurteilung des Antrages erforderlich
sind . Anträge , die mangelhaft sind oder ohne ausrei¬
chende Unterlagen vorgelegt werden , können ohne
weiteres zurückgewiesen werden , wenn der Antrag¬
steller die ihm mitgeteilten Mängel innerhalb der
ihm gesetzten Frist nicht behebt . Der Antragsteller
ist auf diese Folgen hinzuweisen .
(3 ) Die untere Wasserbehörde beteiligt den Wasser¬
werksbetreiber und holt vor ihrer Entscheidung die
Stellungnahme des Staatlichen Amtes für Wasser -
und Abfallwirtschaft , in landwirtschaftlichen Fra¬
gen auch der Landwirtschaftskammer Rheinland ,
ein . Will die untere Wasserbehörde Bedenken des
Staatlichen Amtes für Wasser - und Abfallwirtschaft
nicht Rechnung tragen , so hat sie die Weisung der
oberen Wasserbehörde einzuholen . Sind Betriebe ,
die der Bergaufsicht unterliegen , betroffen , so ist das
zuständige Bergamt zu hören .
(4) Die Genehmigung kann mit Bedingungen oder
Auflagen versehen und befristet werden . Sie kann
zurückgenommen oder nachträglich mit zusätzli¬
chen Anforderungen versehen oder weiteren Ein¬
schränkungen unterworfen werden , soweit es das
Interesse der öffentlichen Wasserversorgung gebie¬
tet , das Grundwasser im Rahmen dieser Verordnung
vor nachteiligen Einwirkungen zu schützen , die bei
der Erteilung der Genehmigung nicht voraussehbar
waren . Die Vorschriften des allgemeinen Ordnungs¬
rechts bleiben unberührt .
( 5 ) Der mit Rechtsbehlfsbelehrung versehende Be¬
scheid über den Genehmigungsantrag ist dem An¬
tragsteller zuzustellen . Dem Wasserwerksbetreiber
ist die Entscheidung nachrichtlich bekanntzugeben .
(6 ) Die Genehmigung erlischt , wenn innerhalb eines
Jahres nach Erteilung der Genehmigung mit der
Ausführung des Vorhabens nicht begonnen oder die
Ausführung ein Jahr unterbrochen worden ist . Die
Frist nach Satz 1 kann auf schriftlichen Antrag je¬
weils bis zu einem Jahr verlängert werden .
(7 ) Die Genehmigung darf nur erteilt werden , soweit
eine Gefährdung der öffentlichen Wasserversorgung
nicht zu besorgen ist oder durch Auflagen bzw . Be¬
dingungen verhütet werden kann . Die Genehmigung
kann für eine bestimmte Anzahl in der Zukunft lie¬
gender einzelner Handlungen gleicher Art erteilt
werden .

§ 8
Anzeigen

( 1 ) Anzeigen gemäß §§ 3 Abs . 1 Nr . 12 , 4 Abs . 1 Nr . 6
der Verordnung müssen bis zum 1 . August des Jah -
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res für das am 1 . Oktober beginnende Wirtschafts¬
jahr bei der unteren Wasserbehörde erfolgen . Sie
können sich auch auf bis zu drei aufeinanderfol¬
gende Wirtschaftsjahre beziehen .
Die Anzeige muß
- die zu düngende Fläche ,- den beabsichtigten Anbau ,
- die voraussichtlich aufzubringende Menge an mi¬

neralischen und organischen Düngemitteln ein¬
schließlich des Zeitraumes und der Anzahl der
Düngergaben

erkennen lassen .
(2 ) Änderungen des Anbauverhältnisses von 5 Pro¬
zentpunkten bei Gemüse und von 10 Prozentpunkten
bei anderen Kulturen sind ebenfalls anzeigepflich¬
tig . Dies gilt auch für die Erhöhung der Düngemittel¬
menge , eine Veränderung des Düngezeitraumes
oder der Anzahl der Düngergaben .
( 3 ) Sofern die Anzeige eine Besorgnis im Sinne der
§§ 3 Abs . 1 Nr . 12 , 4 Abs . 1 Nr . 6 der Verordnung
begründet , bestimmt die untere Wasserbehörde die
zulässige landwirtschaftliche Nutzung . In diesem
Fall gilt § 7 Abs . 3 der Verordnung entsprechend .

§ 9
Befreiungen

( 1 ) Die untere Wasserbehörde kann auf Antrag von
den Verboten der §§ 3- 5 dieser Verordnung Befrei¬
ung erteilen , wenn
1 . Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Abwei¬

chung erfordern oder
2 . das Verbot zu einer offenbar nicht beabsichtigten

Härte führt und die Abweichung mit den Belan¬
gen des Wohls der Allgemeinheit , insbesondere
des Gewässerschutzes im Sinne dieser Verord¬
nung , vereinbar ist .

( 2 ) Dem Wasserwerksbetreiber kann auf Antrag von
der unteren Wasserbehörde Befreiung von den Ge¬
nehmigungsvorbehalten und Verboten dieser Ver¬
ordnung erteilt werden , soweit dies zum Betrieb der
Wassergewinnungs - und -Versorgungsanlage erfor¬
derlich und mit den Belangen des Wohls der Allge¬
meinheitvereinbar ist .
( 3 ) Im übrigen gelten die Vorschriften des § 7 ent¬
sprechend .

§ 10
Andere Rechtsvorschriften

Die in der Verordnung über Anlagen zum Lagern ,Abfüllen und Umschlagen wassergefährdender
Stoffe (VAwS ) vom 31 . 7 . 1981 ( GV. NW . S . 490 ) und in
anderen Rechtsvorschriften vorgesehenen Anzeige - ,
Genehmigungs - oder anderen behördlichen Zulas¬
sungspflichten , Beschränkungen und Verbote blei¬
ben unberührt .

§ 11
Entschädigung

Stellt eine Anordnung nach dieser Verordnung eine
Enteignung dar , so befindet die obere Wasserbe -
hörde auf Antrag des Betroffenen über die Entschä¬
digung gemäß §§ 19 Abs . 3 , 20 WHG und §§ 15 Abs . 2 ,
134,135,154- 156 LWG.

§ 12
Ordnungswidrigkeiten

( 1 ) Ordnungswidrig im Sinne von § 41 Abs . 1 Nr . 2
WHG , § 161 Abs . 1 Nr . 2 LWG handelt , wer vorsätzlich

oder fahrlässig eine nach §§ 3 Abs . 1 , 4 Abs . 1 oder 5
Abs . 3 dieser Verordnung verbotene Handlung ohne
die Befreiung nach § 9 vornimmt .
( 2 ) Ordnungswidrig im Sinne von § 41 Abs . 1 Nr . 2
WHG , § 161 Abs . 1 Nr . 2 LWG handelt , wer vorsätzlich
oder fahrlässig eine nach §§ 3 Abs . 2 oder 4 Abs . 2
dieser Verordnung genehmigungspflichtige Hand¬
lung ohne die Genehmigung nach § 7 vornimmt .
( 3 ) Die Ordnungswidirgkeit kann mit einer Geldbuße
bis zu 100 000,- DMgeahndet werden .

§ 13
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag
ihrer Verkündung im Amtsblatt für den Regierungs¬
bezirk Düsseldorf in Kraft . Sie hat gemäß § 14 Abs . 3
LWG eine Geltungsdauer von 40 Jahren .

Der Regierungspräsident
als obere Wasserbehörde
Dr . Strich
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630 Tierseuchen -Verordnung
zum Schutz gegen die Aujeszky 'sche Krankheit

vom 9 . 12. 1985

Der Regierungspräsident
26 .2143 .1

Düsseldorf , den 9 . Dezember 1985

Aufgrund des § 3 Abs . 2 Nr . 2 der Verordnung zur
Schutz gegen die Aujeszky 'sche Krankheit vom 30.
April 1980 in der Fassung der Änderungsverordnung
vom 20 . Juli 1983 (BGBl . I S . 945 ) , des § 34 der Impf -
stoffverordnung -Tiere vom 2 . Januar 1978 (BGBl . I S .
15 ) , in Verbindung mit § 27 Abs . 2 des Ordnungsbe¬
hördengesetzes vom 13 . Mai 1980 ( GV . NW. S . 528 ) in
der Fassung vom 18 . Mai 1982 ( GV. NW . S . 248 ) , § 79
Abs . 2 des Tierseuchengesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28 . März 1980 (BGBl . I S . 386 ) ,
§ 1 Abs . 1 und 4 des Gesetzes zur Ausführung des
Vieseuchengesetzes in der Fassung vom 18 . Mai 1982
(GV. NW. S . 248 ) , der Verordnung über Zuständigkei¬
ten auf dem Gebiet des Tierseuchenrechtes vom 13 .
November 1979 (GV. NW . S . 872 ) in der Fassung der
Änderungsverordnung vom 29 . Dezember 1980 ( GV .
NW . S . 10 ) und der Verordnung über Ermächtigun¬
gen zum Erlaß von Viehseuchenverordnungen vom
13 . April 1970 (GV. NW . S . 310 ) wird zum Schutz gegen
die Aujeszky 'sche Krankheit für den Regierungsbe¬
zirk Düsseldorf verordnet :

§ 1

Aufgrund der ständigen Seuchengefahr durch regel¬
mäßigen Viehverkehr aus Gebieten , in denen die Au¬
jeszky 'sche Krankheit vermehrt festgestellt worden
ist , wird der Regierungsbezirk Düsseldorf zum ge¬
fährdeten Gebiet erklärt .

§ 2

( 1 ) Für alle schweinehaltenden Betriebe wird zur
vorbeugenden Schutzimpfung gegen die Au-
jeszk 'sche Krankheit Impfstoff von mir kostenlos
zur Verfügung gestellt .
( 2 ) Die Schutzimpfung bedarf der Genehmigung des
zuständigen Veterinäramtes .
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( 3 ) Für Impfungen dürfen nur zugelassene Impf¬
stoffe aus inaktivierten Erregern verwendet werden .
(4) Die Impfungen dürfen nur von Tierärzten nach
den Anweisungen des Impfstoffherstellers durchge¬
führt werden .
( 5) Der Impfstoff wird von mir zentral bestellt und
den Veterinärämtern auf Anforderung zur Verfü¬
gung gestellt .
( 6 ) Die Impfgebühr geht zu Lasten des Tierhalters .

§ 3
Diese Verordnung tritt am 1 . Januar 1986 in Kraft .

§ 4
Meine Tierseuchenverordnung zum Schutz gegen
die Aujeszky 'sche Krankheit vom 22 . Dezmber 1983 -
Amtsblatt Regierung Düsseldorf Seite 429 - wird mit
Wirkung vom 31 . Dezember 1985 aufgehoben .

Dr . Strich
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631 Verordnung
zur Änderung der Verordnung

zur Bestimmung des Einzugsbereichsteils
der Tierkörperbeseitigungsanstalt Marl

Der Regierungspräsident
26 .2405

Düsseldorf , den 111 Dezember 1985

§ 1
Der § 3 , 1 . Halbsatz meiner Verordnung zur Bestim¬
mung des Einzugsbereichsteils der Tierkörperbesei¬
tigungsanstalt Marl vom 5 . 12 . 1978 - Amtsblatt Re¬
gierung Düsseldorf 1978 S . 218 - erhält folgende Fas¬
sung :
„Diese Verordnung tritt am 31 . 12 . 1987 außer Kraft .

"

§ 2
Diese Änderungsverordnung tritt am 1 . 1 . 1986 in
Kraft .

Dr . Strich
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632 Änderung der Satzung
des Deichverbandes Grieth -Griethausen

Der Regierungspräsident
54 . 15 .63 .00

Düsseldorf , den 13 . Dezember 1985

Auf Vorschlag des Deichstuhls und gemäß Beschluß
der Mitgliederversammlung des Deichverbandes
Grieth -Griethausen ändere ich aufgrund des § 10 der
Ersten Verordnung über Wasser - und Bodenver¬
bände ( Erste Wasserverbandsordnung ) v . 3 . 9 . 1937
( RGBl . I S . 933/RG . S . NW. S . 130/SGV NW . 77) , zuletzt
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes v . 1 . 12 . 1981
( GV. NW. S . 698 ) als Aufsichtsbehörde des Deichver¬
bandes Grieth -Griethausen die Satzung des Deich¬

verbandes v . 12 . 7 . 1985 (Amtsblatt für den Regie¬
rungsbezirk Düsseldorf 1985 S . 196) wie folgt :
§ 18 wird um folgenden Absatz 5 ergänzt :
(5 ) Der Absatz 3 gilt nicht für Deichstuhlmitglieder ,
die vor dem 1 . 1 . 1986 gewählt wurden .
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Gewerbeaufsicht

633 Errichtung
und Betrieb einer Anlage zur Aufbereitung

von festen Abfällen
( Firma Georg Swoboda GmbH , Ratingen )

Der Regierungspräsident
23 .16 .8851,2 - 13/85

Düsseldorf , den 12 . Dezember 1985

Die Firma Georg Swoboda GmbH - Container -
Dienst - Holterkamp 3 , 4030 Ratingen , hat mit An¬
trag vom 30 . 10 . 1985 die Genehmigung nach § 4 des
Bundes -Immissionsschutzgesetzes zur Errichtung
und zum Betrieb einer Anlage zur Aufbereitung von
festen Abfällen (Bauschutt , hausmüllähnliche Ge¬
werbeabfälle ) in einer geschlossenen Halle auf dem
Grundstück in 4030 Ratingen , Voisweg 6 , Gemar¬
kung Ratingen , Flur 28 , Flurstück 101 beantragt .
Die vorgesehene Kapazität beträgt maximal 5 t/h .
Das beantragte Vorhaben soll nach Erteilung der
Genehmigung durchgeführt werden .
Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 BImSchG
öffentlich bekanntgemacht . Die Antragsunterlagen
liegen in der Zeit vom 23 . 12 . 1985 bis 24 . 2 . 1986 beim
Regierungspräsidenten Düsseldorf , Cecilienallee 2 ,
Zimmer 245 sowie bei der Stadt Ratingen , Verwal¬
tungsgebäude 2 , Minoritenstr . 3,4030 Ratingen , Zim¬
mer 208 während der Dienstzeiten zur Einsicht aus .
Ich fordere hiermit auf , etwaige erörterungsfähige
Einwendungen gegen das Vorhaben entweder
schriftlich in zweifacher Ausfertigung oder zur Nie¬
derschrift bei mir oder am Auslegungsort innerhalb
der Auslegungsfrist vorzubringen .
Mit Ablauf dieser Frist werden alle Einwendungen
ausgeschlossen , die nicht auf besonderen privat -
rechtlichen Titeln beruhen (§ 10 Abs . 3 BImSchG ) .
Einwendungen , die auf besonderen privatrechtli¬
chen Titeln beruhen , sind vor den ordentlichen Ge¬
richten geltend zu machen (§ 10 Abs . 6 BImSchG ) .
Die Einwendungen haben neben dem Vor- und Fa¬
miliennamen auch die volle leserliche Anschrift des
Einwenders zu tragen .
Unleserliche Namen oder Anschriften werden bei
gleichförmigen Einwendungen unberücksichtigt ge¬
lassen . Darüber hinaus können auch nur solche Ein¬
wendungen berücksichtigt werden , die konkret an¬
geben , welche Beeinträchtigungen befürchtet wer¬
den .
Desgleichen bleiben gemäß § 17 Abs . 2 Satz 1 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes des Landes NW
gleichförmige Einwendungen unberücksichtigt , die
nicht auf jeder mit einer Unterschrift versehenen
Seite deutlich sichtbar Namen und Anschrift des
Vertreters der übrigen Unterzeichner erkennen las¬
sen oder bei denen der Vertreter keine natürliche
Person ist .
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Der Erörterungstermin wird bestimmt auf den 22 . 4 .
1986,10.00 Uhr im kleinen Sitzungssaal des Rathau¬
ses der Stadt Ratingen , Minoritenstr . 2- 6 . Zu diesem
Termin wird nicht gesondert eingeladen . Durch die
Teilnahme am Erörterungstermin entstehende Ko¬
sten können nicht erstattet werden . Es wird darauf
hingewiesen , daß formgerecht erhobene Einwen¬
dungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder
von Personen , die Einwendungen erhoben haben ,
erörtert werden .
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwen¬
dungen kann durch öffentliche Bekanntmachung er¬
setzt werden , wenn mehr als 300 Zustellungen vorzu¬
nehmen sind .
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634 Errichtung
und Betrieb eines Flüssiggaslagerbehälters

(Firma Johann Borgers , Bocholt )

Der Regierungspräsident
23 . 16 .8851 - 59/2957

Düsseldorf , den 19 . Dezember 1985

Die Firma Johann Borgers GmbH & Co . KG , Post¬
fach 50,4290 Bocholt , hat mit Antrag vom 31 . 10 . 1985
die Genehmigung nach §§ 4 , 6 des Bundes - Immis¬
sionsschutzgesetzes - BImSchG - zur Errichtung
und zum Betrieb eines Flüssiggas -Lagerbehälters
auf dem Werksgelände Hamminkeln -Dingden ,
Kampstraße 15, beantragt .
Das Flüssiggas dient der Energieversorgung und
Bevorratung als Alternative zum Erdgas . Der Lager¬
behälter mit einem Inhalt von maximal 49,8 t Füll¬
menge wird unterirdisch aufgestellt .
Das beantragte Vorhaben soll nach Erteilung der
Genehmigung durchgeführt werden .
Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 BImSchG
öffentlich bekannt gemacht . Die Antragsunterlagen
liegen in der Zeit vom 23 . 12 . 1985 bis 24 . 2 . 1986 im
Rathaus Hamminkeln , Zimmer Nr . 202 sowie beim
Regierungspräsidenten Düsseldorf , Cecilienallee 2 ,Zimmer 245 , 4000 Düsseldorf , während der Dienst¬
zeiten zur Einsicht aus .
Hiermit wird aufgefordert , etwaige erörterungsfä¬
hige Einwendungen gegen das Vorhaben entweder
schriftlich in 2-facher Ausfertigung oder zur Nieder¬
schrift am Auslegungsort innerhalb der Auslegungs¬
frist vorzubringen .
Einwendungen , die auf besonderen privatrechtli¬
chen Titeln beruhen , sind vor den ordentlichen Ge¬
richten geltend zu machen ( § 10 Abs . 6 BImSchG ) .
Mit Ablauf dieser Frist werden alle Einwendungen
ausgeschlossen , die nicht auf besonderen privat¬
rechtlichen Titeln beruhen ( § 10 Abs . 3 BImSchG ) .
Die Einwendungen haben neben dem Vor- und Fa¬
miliennamen auch die volle leserliche Anschrift des
Einwenders zu tragen .
Unleserliche Namen oder Anschriften werden bei
gleichförmigen Einwendungen unberücksichtigt ge¬lassen . Darüber hinaus können auch nur solche Ein¬
wendungen berücksichtigt werden , die konkret an¬
geben , welche Beeinträchtigungen befürchtet wer¬
den .
Desgleichen bleiben gemäß § 17 Abs . 2 Satz 1 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes des Landes NW
gleichförmige Einwendungen unberücksichtigt , die

nicht auf jeder mit einer Unterschrift versehenen
Seite deutlich sichtbar Namen und Anschrift des
Vertreters der übrigen Unterzeichner erkennen las¬
sen oder bei denen der Vertreter keine natürliche
Person ist .
Der Erörterungstermin wird bestimmt auf den 18 . 3 .
1986 , 10 .00 Uhr , im Fraktionszimmer (Nr . 106) des
Rathauses Hamminkeln , Brüner Straße . Zu diesem
Termin wird nicht gesondert eingeladen . Durch die
Teilnahme am Erörterungstermin entstehende Ko¬
sten können nicht erstattet werden . Es wird daruf
hingewiesen , das formgerecht erhobene Einwen¬
dungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder
von Personen , die Einwendungen erhoben haben ,erörtert werden .
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwen¬
dungen kann durch öffentliche Bekanntmachung er¬
setzt werden , wenn mehr als 300 Zustellungen vorzu¬
nehmen sind .
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c.
Rechtsvorschriften

und Bekanntmachungen anderer
Behörden und Dienststellen

635 Ungültigkeitserklärung
eines Jagdscheines

(Hans -Gerd Boves , Kempen )

Der Jagdschein Nr . 196/85, ausgestellt auf den Na¬
men Hans -Gerd Boves , geb . am 23 . 3 . 1949 in Hüls ,wohnhaft in 4152 Kempen 1 , An der Furth 24 , verlän¬
gert von der unteren Jagdbehörde des Kreises Vier¬
sen bis zum 31 . 3 . 1988 , ist in Verlust geraten . Er wird
hiermit für ungültig erklärt . Bei widerrechtlicher
Benutzung ist der Jagdschein einzuziehen und
Strafanzeige zu erstatten .

Viersen , den 5 . Dezember 1985

Der Oberkreisdirektir
des Kreises Viersen
Im Auftrag
Kurscheid
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636 Bekanntmachung
des Beschlusses der Verbandsversammlung

des Kommunalverbandes Ruhrgebiet
über die Haushaltsrechnung 1984

und die Entlastung des Verbandsdirektors
nach § 81 Abs. 2 GO NW

Die Verbandsversammlung des Kommunalverban¬
des Ruhrgebiet hat in ihrer Sitzung am 25 . November
1985 folgenden Beschluß gefaßt :
„Gemäß § 8 Nr . 6 und § 27 Abs . 2 des Gesetzes über
den Kommunalverband Ruhrgebiet in Verbindung
mit § 81 der Gemeindeordnung NW beschließt die
Verbandsversammlung die Jahresrechnung für das
Haushaltsjahr 1984 und erteilt dem Verbandsdirek¬
tor für seine Haushaltsführung im Haushaltsjahr
1984 Entlastung .

"

Die Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 1984 so¬
wie der Rechenschaftsbericht zur Jahresrechnung



637 Ordnungsbehördliche Verordnung
zur Änderung

der Ordnungsbehördlichen Verordnung
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung auf den Straßen und in den Anlagen
des Gebietes der Stadt Hilden (Straßenordnung )

vom 25 . September 1985

Aufgrund des § 27 des Gesetzes über Aufbau und
Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ordnungsbe¬
hördengesetz - in der Fassung der Bekanntmachung
vom 13 . 5 . 1980 ( GV . NW. S . 528 ) , zuletzt geändert
durch Gesetz vom 18 . 5 . 1982 (GV. NW . S . 248 ) , wird
von der Stadt Hilden als örtliche Ordnungsbehörde
gemäß dem Beschluß des Rates der Stadt Hilden
vom 25 . 9 . 1985 folgende Ordnungsbehördliche Ver¬
ordnung erlassen :
I . § 19 Abs . 2

„Das Durchsuchen der bereitgestellten Abfallbe¬
hälter und der für die Sperrgutabfuhr bereitge¬
stellten Gegenstände ist verboten .

"
wird ersatzlos gestrichen .

II . Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer
Verkündung in Kraft ; sie tritt mit Ablauf des 31 .
12 . 1997 außer Kraft .

Solingen , den 6 . Dezember 1985

Stadt -Sparkasse
Solingen

Die vorstehende Ordnungsbehördliche Verordnung
wird hiermit öffentlich verkündet .

Hinweis gemäß § 4 Abs . 6 GO NW:
Die Verletzung von Verfahrens - oder Formvor¬
schriften nach der Gemeindeordnung NW kann ge¬
gen diese Ordnungsbehördliche Verordnung nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffent¬
liche Bekanntmachung ) nicht mehr geltend gemacht
werden , es sei denn
a ) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt ,
b) die Ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht

ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht wor¬
den ,

c ) der Gemeindedirektor hat den Ratsbeschluß vor¬
her beanstandet oder

d) der Form - oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver -

liegen zur Einsichtnahme in der Zeit vom 2 . Januar
1986 bis einschließlich 10 . Januar 1986
montags bis donnerstags von 7 .30 Uhr bis 16 . 15 Uhr ,
freitags von 7 .30 Uhr bis 14 .45 Uhr
im Raum 27 des Dienstgebäudes in Essen , Guten¬
bergstraße 47 , öffentlich aus .

Essen , den 4 . Dezember 1985

Der Vorsitzende
der Verbandsversammlung
Kuhlmann
Oberbürgermeister

Abi . Reg . Ddf . 1985 S . 378

Es wird das Aufgebot für das Sparkassenbuch Nr.
10403947 beantragt . Der Inhaber der Urkunde wird
aufgefordert spätestens bis zum 5 . 3 . 1986 seine
Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen .
Widrigenfalls erfolgt Kraftloserlärung der Urkunde .

Solingen , den 5 . Dezember 1985

639 Kraftloserklärung
von Sparkassenbüchern

( Nrn . 18649814 u . 18583088 )

Die Sparkassenbücher Nr . 18649814 u . 18583088 wer¬
den nach § 13 Spk VO NRW für kraftlos erklärt .

Der Vorstand

Abi . Reg . Ddf . 1985 S . 379

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich¬
net worden , die den Mangel ergibt .

Hilden , den 12 . November 1985

Stadt Hilden
als örtliche Ordnungsbehörde
Der Stadtdirektor
Dr . Göbel

Abi . Reg . Ddf . 1985 S . 379

Stadt -Sparkasse
Solingen
Der Vorstand

Abi . Reg . Ddf . 1985 S . 379

640 Kraftloserklärung
eines Sparkassenbuches

(Nr . 17138397 )

Das Sparkassenbuch Nr . 17138397 wird nach § 13 Spk
VO NRW für kraftlos erklärt .

Solingen , den 11 . Dezember 1985

Stadt -Sparkasse
Solingen
Der Vorstand

Abi . Reg . Ddf . 1985 S . 379

Aufgebot
eines Sparkassenbuches

( Nr . 10403947 )
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